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Die gegenwärtige Aufgabe der Rechtsphilosophie 

nach den Bedürfnissen des Lebens und der Wissenschaft. 



Von Professor L- A. Warnkönig in Tübingen. 

Zweiter Artikel. 

Umschau im allgemeinen Staatsrecht ')• 

I. Das Staatsrecht und die Staatswissenschaft. 

1) Der Staat ist, wie mehrmals gesagt, die regelmässige Form 
des menschlichen Collectivlebens und die bei weitem wichtigste 
Anstalt für die Verwirklichung der practischen Ideen des Rechts 
und des Wohls. Als solche erscheinen auch die Staaten in der 
Geschichte, selbst bei den auf der niedersten Bildungsstufe ste- 
henden Völkern. Es ist ihre iVaturbeslimmung, es zu seyn; aber 
unter welchen Voraussetzungen und auf welchem Wege diese 
vollkommen erfüllt werden könne, hat die Wissenschaft zu zei- 
gen und zwar die Doctrin, welcher man neustens den Namen 
der Staatsphilosophie gab, nachdem sie lange Politik, Staats- 
lehre, Slaatswissenschaft genannt worden war. Es ist dieselbe 
Wissenschaft, welche, wie schon bemerkt worden, in Frankreich 
jezt die Benennung der science sociale erhalten hat. Sie hat ihre 
metaphysische oder speculative und ihre practische Seite. Durch 



1) Wir werden in dieser Umsclian fast nur die neusten Schriftsteller, wie 
Stahl, Schniitthenner, Zöpfl, Biuntschli, Ahrens und Schützen- 
berger berücksichtigen und uns auf einige Hauptfragen der Wisaenschaft 
beschränken. 
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die Vereinigung beider allein kann sie zu einem befriedigenden 
Ziele geführt werden. Die melaphysisclie Grundlage der Staats- 
wissciischafl ist schon im Begriffe des Staats und den ihn bestim- 
menden Momenten enthalten. Jeder Staat ist die Ordnung einer 
Gesammtbürgschaft Tür Recht und Wohl, wie gross oder gering 
der Umfang der Gewährleistung des einen oder des andern auch 
seyn mag. Auf diese Weise erscheint der Staat einmal als Rechts- 
institut und zwar in doppelter Beziehung. Das Recht ist nämlich 
Grundlage der Staatsordnung und muss es seyn, dagegen diese 
wieder eine Schutzanstalt des Rechts. Der Staat darf nur das 
Recht schützen (nicht das Unrecht), und was er wirklich schützt, 
ist Recht oder gilt als solches. Keine Gewall im Staate soll ohne 
Recht geübt werden können, es mag diess ein frei gewolltes oder 
ein Nothrecht seyn. Dadurch ist der Zweck des Staats als Rechts- 
institut bezeichnet. 

Als Institut des Wohls oder der Wohlfahrt hat aber der Staat 
einen andern Zweck, oder vielmehr er ist bestimmt, noch andere 
Zwecke als die des Rechtsschutzes zu verwirklichen und diese 
Zwecke, so wie die Art und Weise ihrer Verwirklichung hat die 
eigeniliche Staalswissenschaft nachzuweisen und zu beleuch- 
ten, während man die den Staat lediglich als Rechlsinstitut auf- 
fassende und beleuchtende Doctrin, also die juristische Staatslehre 
das allgemeine, das natürliche oder das philosophische 
Staatsrecht zu nennen gewohnt ist. Der Zusammenhang beider 
Doctrinen ist aber so eng, dass die erste, um ihre Aufgabe voll- 
ständig zu lösen, die juristische Seite des Staats mit beschauen 
muss und die philosophische, ja selbst die positive Staatsrechts- 
lehre die andere Zweckbestimmung des Staats nicht ausser Acht 
lassen kann. Nur sind die Standpunkte beider Doctrinen verschie- 
den und desshalb sowohl bei Beschauung des Staates im Allge- 
meinen als bei der Beleuchtung einzelner Staatsinstitutionen •) 



1) Bei jedem Staateinslitut lässt es «ich ja fragen, wie e« gestaltet »eyn 
müsse, dass es 

a) der Idee der Gerechtigkeit überhaupt und der eigenthümlichen Auffas- 
sung derselben bei einem bestimmten Volke nicht widerspreche und 

b) damit durch dasselbe dessen besonderer Zweck als eiues Instituts der 
Wohlfahrt realisirt werden könne. 
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und staatlicher Verhältnisse nicht mit einander zu vermengen. 
2) Wird der Staat als reines Rechtsinstitut aufgefasst, so 
erscheint er immer als ein Rechtsverband, in welchem eine Viel- 
heit von Einzelwillen durch Unterordnung unter einen über 
allen stehenden Centralwillen zur Einheit gebracht ist, jedoch 
ohne das völlige Aufgehen der ersleren im leztern. Dieser Central- 
wille ist eine Gewalt (daher die Franzosen jezt das Wort Pou- 
voir schlechtweg gebrauchen, wenn sie die Staatsgewalt als solche 
bezeichnen wollen); die Gesammtheit der Einzel willen in wie weit 
sie der Gewalt gegenüber eine rechtliche Geltung haben , bildet 
eine Genossenschaft der Freiheit; so dass die beiden Pole im 
Staafsbegriffe durch die ihrer Natur nach feindlich sich gegenüber- 
stehenden Ideen der Gewalt und der Freiheit gebildet wer- 
den. Durch ihre Versöhnung oder Vermittlung wird der Staat 
eine Wirklichkeit, und diese besteht in der Ziehung geeigneter 
Grenzen zwischen beiden, d. h. solcher, welche zunächst den An- 
forderungen der Gerechtigkeit, und weil der Staat auch ein 
Institut des Wohls ist, zugleich auch denen der Wohlfahrt ent- 
sprechen sollen. Der Act der Vermittlung ist die Verfassung des 
Staates, welche zugleich ausspricht, wer einestheils aclives Mit- 
glied der Freiheitsgenossenschaft, also Staatsbürger seyn könne, 
und wem die Gewalt in derselben zustehe, d. h. wer als Trä- 
ger des Centralwillens höchster Machthaber im bestimmten Staate 
seyn solle. Der Inhalt der Verfassung besteht sonst in der mehr 
oder weniger vollständigen Regulirung des Verhältnisses bei- 
der, namentlich des Umfangs und des Modus der Thätig- 
keit der Staatsgewalt einer-, und der aus der Freiheit fliessenden 
Rechte des Volkes andererseits, sowie endlich in der Sanctiön 
derjenigen Staatsinstitute, wodurch die Zwecke der Staatsgenos- 
senschaft verwirklicht werden sollen. Vom Rechtsstandpunkte aus 
fragt es sich, wie wenig Freiheit das Volk haben könne, ohne 
dass es aufhöre, in einem Staat zu leben, und wie viel Gewalt 
den Machthabern verbleiben müsse, damit noch ein Staat als vor- 
handen angenommnn werden könne? Absorbirt der Centralwille 
das Element der Freiheit ganz , so hört der Staat eben so gut 
auf, wie im umgekehrten Falle. Im Despotismus, wie in der 
Anarchie gehen die Staaten als solche unter. 

Zeibchr. für Staatsw. 1851. 3s Heft. 31 
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Die philosophische Rechts- und Slaalswissenschafl verfolgte 
lange das unerreichbare Ziel, einen absoluten Maassstab Tür den 
Umfang der staatlichen Freiheit und der Gewalt zu finden ; diess 
musste desshalb ein vergebliches Bemühen bleiben, weil jeder 
Staat ein concreter ist und ohne Beachtung der gegebenen histo- 
rischen Thalsachen, also der factischen Unterlage des gesammten 
CoUectivlebens, sich jenes Maass gar nicht finden lässt. Die Wis- 
senschaft kann nur ein höchstes Ideal aufzustellen sich bestreben, 
nach welchem hin die Staaten in ihrer socialen Gestaltung oder 
Umgestaltung sich zu bewegen haben. Dass hiebei ihr die grosse 
Idee, der von Herrn Prof. Fichte sogenannten ergänzenden 
Gemeinschaft vorschweben solle, ist schon in unserem ersten 
Artikel gesagt worden. 

3) Jede Staatslehre befasst sich zunächst mit drei allgemei- 
nen Hauptfragen : nämlich der von dem Staatszweck, der von 
den Verfassungs- oder Regierungs formen und der 
Lehre von der Eintheilung und Sonderung der Gewalten. All- 
seilig kön^nen dieselben nicht in der Theorie des Staatsrechts, 
sondern nur durch die eigentliche Slaalswissenschafl gelöst wer- 
den; doch bieten sie für jene eine sowohl speculative als prac- 
tische Seile. 

II. Die Lehre vom Staatszweck. 

1) Was nun die Lehre vom Staatszweck betrilll, so 
scheint sie im allgemeinen, oder s. g. philosophischen Staatsrecht, 
in welchem der Staat blos von der rechtlichen Seite beschaut 
wird, auf eine beschränkte Weise aufzufassen zu seyn. Es 
scheint nur zu untersuchen, wie der Staat constituirt, organisirt 
und regiert werden müsse, damit in ihm und durch ihn der prac- 
tischen Idee der Gerechtigkeit Genüge geleistet und folglich 

a) wie der Staat geschaffen werden und gestaltet seyn müsse, 
um ein Rechtsinstilut zu seyn? und 

b) auf welche Weise, mittelst welcher Einrichtungen und Or- 
gane durch ihn das Ziel erreicht werden könne, die Staatsord- 
nung als Rechtsordnung zu gewährleisten? 

Das speculative Moment der ersten Frage ist leicht zu be- 
stimmen, das practische begreift die schwierigsten, verwickeltsten 
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und oft politisch gefährlichsten Fragen. Die Antwort auf die 
Frage in erster Beziehung ist daher einfach die: dass 

erstens der Staat nicht das Werk der Gewalt, sondern der freien 
Ueberzeugung und Einigung aller Staatsgenossen, also der Regie- 
renden, wie der Regierten seyn und wo er es noch nicht ist, all- 
mählig dahin geführt werden solle, es zu seyn '); und dass 

zweitens die Staatsordnung einerseits auf einer genügenden 
Freiheilssphiire der Einzelnen, andererseits auf dem nöthigen Umfang 
der Machtvollkommenheit der Staatsgewalt ruhen soll. 

Da es einen absoluten Maassstab für beide nicht giebl, sondern 
nach der Verschiedenheit des Nalionaicharakters und der Cultur- 
höhe der Völker das gegenseitige Verhällniss beider ein verschie- 
denes seyn muss und seyn wird ; so lässt sich nur etwa ein Mini- 
mum und Maximum angeben und die historisch gellende Zumessung 
oder Abgränzung wird für die näheren juristischen Bestimmungen 
allein eingehallen werden können. Nur kann und wird die nach 
der allmähligen Verwirklichung eines höchsten Rechlsideals stre- 
bende Rechtsphilosophie hier ein Slaatsideal aufstellen oder die 
Grundzüge und lezten Höhepunkte eines solchen angeben wollen, 
um den Leitern der Staaten und der Völker den Weg zu zeigen, 
den sie einzuschlagen haben, damit jeder concrele Staat, in wie 
weit es factisch ausführbar ist, diesem höchsten Ziele so nahe wie 
möglich entgegen geführt werde. 

2) Jede Theorie vom Slaatszweck wird nun aber, was das 
Verhällniss der Freiheit der Einzelnen zur Staatsgewalt betrifft, 
es nach ihrer Weise bestimmen ; und es ist zu bekannt, wie ab- 
weichend die Ansichten der Staatsmänner, der Philosophen und 
der Politiker in dieser Beziehung sind, als dass man eine Auffüh- 



1) Diesen Gedanken drückt Ahrens sehr bezeichnend auf folgende Weise 
aus, dass er S. 151 sagt: das Recht soll nicht blos an sich, sondern auch 
in der Form des Rechts durch den vernünftigen Willen zur Herrschaft 
gelangen. Es soll nicht als eine objective, äussere, über Sciaven herrschende 
Gewalt, sondern als eine durch Aneignung des vernünftigen Willens freie 
Macht für freie Vernunftwesen empfunden werden. Daher ist es auch die 
Aufgabe der politischen Erziehung, das Volk allmählig zu dieser Stufe heran- 
zubilden, wo es auch durch die Theilnahme an der allgemeinen Gesetzgebung 
die Richtung und die Mittel der Regierung mit bestimmt. 

31» 
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rung der wichtigsten Ansichten von uns hier verlangen wird, 
zumal früher Murhardt, dann Zachariä, Wippermann und 
alierneustens Ahrens '3 dieselben vollständig beleuchtet haben. 
Doch glauben wir die drei Hauptauffassnngen des Staatszweckes 
hier anführen zu sollen, weil nach jeder das Verhältniss der in- 
dividuellen Freiheit zur Machtberechtigung der Gewalt ein wesent- 
lich verschiedenes ist, nämlich zuerst die bei den deutschen Juristen 
vorherrschend gewesene, wonach nur die Rechtssicherung 
Slaatszweck ist, so dass die Pflege des Wohls und der Sittlich- 
keit dem Staate nur in soweit anheimfällt, als diese Grundbedingung 
jener sind; dann die besonders von den Socialisten und Commu- 
nisten angestrebte, wonach des materiellen Wohles Verwirk- 
lichung Aufgabe des Staates, der Rechtsschutz und die Pflege des 
Moralischen nur Mittel hiezu sind, und endlich die dritte Auffas- 
sung, die den Staat für das wichtigste Institut zur Realisirung 
aller ethischen Zwecke der Menschheit erklärt, welches durch 
Erziehung und Bildung die Völker diesem grossen Ziele 
entgegen zu führen hat, wenn auch auf Kosten der individuellen 
Freiheit, in wie weit nämlich diese zu jenem Behufe geopfert 
werden muss. 

Der Rechtsphilosoph wird daher nothwendig wenn er Grund- 
sätze über das Verhältniss der Freiheit zur Gewalt im Staate auf- 
zustellen hat, zu zeigen haben : wie verschiedentlich dasselbe sich 
gestaltet, je nachdem man die eine oder die andere Theorie über 
den Staatszweck als maassgebendes Princip zu Grund legt. Auch 
der Charakter einiger Hauptzweige der Staatswissenschaft wird 
ein anderer werden nach der Verschiedenheit dieser Grundan- 
scbauung, namentlich d er der Folizeiwissenschaft. Gehl man nämlich 
von einer Combination der ersten und der zweiten Ansicht über 
den Staatszweck aus, jedoch so, dass der Staat vor allem als eine 
Schutzanstalt des Rechts aufgefasst wird, so wird diese Wissen- 
schaft die Richtung erhalten, die in Mohl's ausgezeichnetem Werke 
über dieselbe so befriedigend durchgeführt ist, während dieselbe 
sich ganz anders gestalten würde, nach den Ansichten von Krause 
und Ahrens über dea Staatszweck, wie sich aus des Leztern 



1) Die organüche Staatslehre, L Bd. S. 78. folg. be«. S. 102. folg. 
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Ausführungen in seiner organischen Staatslehre S. 162. u. folg. 
ergiebt, wo er, freilich ohne diess zu beabsichtigen, die Umrisse 
einer auf seine Philosophie gestützten Theorie der Polizeiwissen- 
schaft auf eine geistreiche Weise gegeben hat. 

3) Dass die ganze Behandlung der Frage vom Staatszwecke 
mehr eine critische und vergleichende, als eine organische seyn 
wird, springt in die Augen; sie ist es selbst bei dem eben an- 
geführten Schriflsleller, obwohl er uns eine organische Staatslehre 
geben will. Nur unter Zugrundelegung bestimmter Rechtszustände 
und unter strengem Festhalten an ihrem leitenden Princip, also 
unter Annahme einer bestimmten Gestaltung des socialen Völker- 
lebens, z. B. der in den meisten Staaten der christlichen Völker 
Europa's und Amerika's lässt sich eine dogmatische Aufstellung 
geben; und Dahlmann hat (schon seit 1835) den richtigen 
Weg eingeschlagen, als er seine Politik auf den Grund und 
das Maass der gegebenen Zustände schrieb. Aber selbst 
auch wenn diess geschieht wird die kritische Richtung vorherr- 
schend bleiben; und so ist es ganz natürlich, wenn auch Stahl 
und Schüt^enberger, bei welchen gleichfalls die gegebenen 
Zustände, d. h. die eines auf Privateigenthum , Monogamie und 
eine vernünftige politische Freiheit sich stützenden Gemeinwesens, 
den Ausgangspunkt bilden, dennoch ein kritisches Verfahren ein- 
halten, dessen Zweck indessen immer der ist, die Rechts- und 
Staalsphilosophie als eine practische Wissenschaft zu behandeln. 

Die communislischen Schriftsteller, welchen das materielle 
Wohl aller, und insbesondere der ärmeren Klassen der Gesell- 
schaft alleiniger Staalszyveck ist, sprechen dieser ein Recht zu 
auf die Herbeiführung desselben vermittelst einer ihren Theorieen 
gemässen Weise. Sie wollen daher eine radicale Umgestaltung 
der Staaten, die, wenn sie nicht freiwillig von den Machthabern 
und den jezt herrschenden Klassen gewährt werde, auf dem Wege 
der Gewalt vorgenommen werden müsse. 

Die Frage vom Staalszweck zeigt sich also hier als eine 
Rechtsfrage, welche in der Rechtsphilosophie nicht übergangen 
werden darf, wie wenig Schwierigkeiten auch ihre Lösung bietet. 
Denn wer möchte im Ernste zu behaupten wagen: es gebe ein 
absolutes Recht auf die Einführung dieser oder jener Staats- 
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Ordnung? Selbst die Philosophen, für welche das letzte Ziel die 
Verwirlilichung ihrer Sfaatsideale ist, in welchen sie das peremto- 
risch gelten sollende Recht der Menschheit setzen, gehen doch nicht 
so weit, dass sie den Völkern ein jus quaesitum auf die Herstel- 
lung einer diesem Ideale gemässen socialen Ordnung vindiciren. 
Zunächst bleibt also die Frage vom Staatszweck eine staalswis- 
senschaflliche, die jedoch eine im philosophischen Staatsrecht zu 
beachtende Seite hat. 

Zum Schlüsse unserer Erörterung derselben müssen wir noch 
einmal auf A h r e n s zurückkommen, der auf den ersten Anblick 
(S. 139 folg.} mit sich selbst iin Widerspruch zu seyn scheint, 
indem er einerseits den Staat blos für das Rechtsorgan oder 
die R e c h t s r d n u n g der menschlichen Gesellschaft erklärt, ande- 
rerseits aber dennoch von höheren Staatszwecken spricht. Dieser 
Widerspruch lösst sich bei ihm zunächst dadurch, dass er einen 
nächsten und unmittelbaren Staatszweck, welcher eben in der 
Rechtsordnung besteht, annimmt und einem höhern oder mittelbaren, 
in Folge welches der Staat auch als Hülfsanstalt des gesammten 
menschlichen Lebens anzusehen ist, indem er die Bedingungen 
und Mittel zur Erreichung aller gesellschaftliciicn Lebenszwecke 
herstellt. Auf diese Weise ist indirect der Staat doch auch eine 
Anstalt des Wohls, ohne dass er aufhört eine blosse Rechts- 
anstalt zu seyn. Wenn nun bei Ahrens diese letzte Auffas- 
sung, wie auch bei Stahl, als die vorherrschende immer festge- 
halten wird , so- erklärt sich diess daraus , dass nach ihm , wie 
nach Krause Alles Recht seyn (also als Recht sanctionirt wer- 
den) soll, was zur Verwirklichung der höchsten sittlichen Ideen 
in der Gestaltung der socialen Verhältnisse als geboten erscheint. 
Wir möchten indessen doch erinnern, dass diess Gebotenseyn nicht 
immer ein Gebotenseyn durch die Idee der Gerechtigkeit ist, sondern 
einen andern Grund haben kann, wesshalb eine so breite Begriffs- 
bestimmung des Rechts uns unrichtig, ja selbst gefährlich erscheint. 

Nur das ist richtig, dass sobald im Staate irgend etwas 
zwangsmäs^ig geboten wird, es den Charakter von etwas Recht- 
lichem erhält, weil ihm der der Nothwendigkeit zu Theil wird ')j 



1) S. oben unseren ersten Artikel, S. 251 folg. 
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blos desshalb, nicht aber an und für sich ist die Staatsordnung, 
auch wo sie nur eine Gesamtnibürgschallt des Wohls ist, eine 
Rechtsordnung. Bei jedem Institute des Wohls lässt sich immer 
die Frage erheben, ob es so gestaltet sey, dass die Rechtsidee 
oder das Recht durch dasselbe nicht beeinträchtigt werde. 

III. Die verschiedenen Arten von Staaten und ihre 
Beherrschungs formen. 

l) Sowohl in der Staatswissenschaft, als im allgemeinen Staats- 
rechte hat die Lehre von den verschiedenen Beherrschungsformen 
der Völker eine bleibende Stelle, und kann von der Rechtsphi- 
losophie, wenn sie auch nur Rechtsphilosophie seyn will, nicht 
übergangen werden. Die Staatsform ist von entschiedenem Ein- 
fluss auf die rechtliche Stellung der Machthaber, und sogar oft 
allein maassgebend für den Umfang der ihnen zustehenden Ge- 
walt. Die Staatsformen sind jedoch nicht die einzigen Grundla- 
gen der Verschiedenheiten der Staaten, es kommen noch andere 
vor, die freilich in juristischer Beziehung nicht so belangreich, 
obwohl nicht ohne Bedeutung sind. Solche Verschiedenheiten 
sind z. B. die des Ursprungs der Staaten, die ihrer Entwicklungs- 
stufe, namentlich die der Ausbildung ihres Organismus u. dergl. m. 
Es wäre wünschenswerth, wenn die Naturlehre des Staates, 
welche in Heinrich Leo's Skizzen und Studien vom Jahr 1833 
einen erfreulichen Anfang erhielt, auf dem von ihm betretenen 
Wege weiter fortgeführt worden, als seitdem geschah '), oder 
wenn wenigstens die Ergebnisse der Forschungen über die ver- 
schiedenen Elemente des Staatslebens und der Staatenbildung zur 
wissenschaftlichen Einheit verarbeitet worden wären '). Man ist 
aber noch nicht einmal einig über die Benennungen. Leo unter- 
scheidet den mechanischen und den organischen Staat, 



1) Viel Treffliches findet sich bei Zachariä, vierzig -Bücher vom Staat, 
Bd. II. u. III. 

2) Diess that allerdings Bluntschli, Bd. I, S. 124 — 137. aber nicht 
erschöpfend, vielleicht weil er in seinen psychologischen Studien über Staat 
und Kirche (1844) diesen Gegenstand, (freilich auf eine höchst eigenthümliche 
Weise) ausführlicher behandelt hatte, 
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den systematischen und unsystematischen, Elemen- 
tarstaaten und ideocratische u. s. w. 

Um den Charakter irgend eines geschichtlich gegebenen Staa- 
tes zu begreifen, und um einen Maassstab zu haben für dessen 
Beurtheilung, in wie weit er in seiner Entwicklung der Idee des 
Staates, wie die Philosophie sie aufstellt, entspreche oder wie 
nahe er derselben komme, bedarf es jener Studien und Untersu- 
chungen; mit welchen, wie leicht zu zeigen ist, die Lehre von 
den Beherrschungsformen in genauem Zusammenhange steht. Wir 
möchten hier, da ein tieferes Eingehen auf diesen Gegenstand der 
eigentlichen Staatswissenschaft überlassen bleiben muss, nur einige 
Seiten desselben berühren. 

2) Zuerst wollen wir die Bezeichnung ideocratische 
Staaten, welche, wenn wir nicht irren, Leo zuerst versucht und 
später auch Bluntschli '} gebraucht hat, besprechen. Dieselbe 
scheint uns sehr geeignet zur Charakterisirung der Staaten, welche 
ihre Beherrschungsformen oder ihren Organismus auf theoretisch 
oder wissenschaftlich ermittelte, und als solche für wahr anerkannte 
Principien stützen, so dass die Herrschaft im Staate nur diesen 
Principien und zwar desshalb, weil sie d i e s s sind und vom Volke 
als das wissenschaftlich Begründete anerkannt werden, zusteht oder 
als zuständig angesehen wird, und dass die factischen Inhaber 
der Staatsgewalt nur als die Werkzeuge des als Gesetz gelfen- 
ten Princips erscheinen. Ein so gestalteter Staat kann in der 
Regel nur bei einem Volke vorkommen, das einen höheren Grad 
politischer Bildung besitzt, oder das sich wenigstens auf eine solche 
Culturhöhe erhoben hat, dass es irgend eine abstracto Idee oder 
Theorie als die Grundlage seines staatlichen Verbandes ansieht. 

Den Gegensatz zu einem ideocratischen Staat bildet der blosse 
Nalurstaat, d. h. derjenige, der sich gebildet hat, ohne dass 
seine Gründer bei dessen Errichtung oder Formirung von wis- 
senschaftlichen Grundanschauungen ausgingen. Er ist von 
selbst geworden, entweder hervorgegangen aus der erweiterten 
Familie oder aus Ansiedlungen, aus der Eroberung u. s. w. 



1) Zuerst in seinen Studien, S, 238 folg. , dann im Allgemeinen Staate- 
recht S. ls9. 



der Rechtsphilosophie. 483 

In ideocratischen Staaten steht das Volk, oder wenigstens der 
den Staat gründende oder beherrschende Theil desselben, auf 
der Stufe der Reflexion oder des Charakters, im bloss 
naturwüchsigen (wie wir sagen möchten} auf der des Na- 
turells '). 

In juristischer Beziehung ist dieser Unterschied der Staaten 
desshalb belangreich, weil, wenn es sich davon handelt, den Um- 
fang und die Befugniss der Herrschergewalt, oder die Volksrechte 
in einem bestimmten Staate zu bestimmen, man vorher festzu- 
stellen hat, ob derselbe zur einen oder anderen Klasse der Staa- 
ten gehört. Im ideocratischen Staate wird das der Constitution 
desselben zu Grund liegende wissenschaftliche Princip maassgebend 
seyn, im blos naturwüchsigen aber lediglich das historisch Ge- 
gebene als Maassstab der genannten Berechtigungen zu nehmen 
seyn. Durch das Hineintragen rationeller Principien in Verhält- 
nisse, die einen ganz anderen Ursprung haben, würde die Staats- 
rechtsichre solcher Länder verfälscht. Es entstände eine Kluft 
zwischen Theorie und Praxis, die zu grossen Verwirrungen und 
möglicher Weise zur Rechlsungewissheit führen könnte, ja schon 
dazu geführt hat. Als Maurenbrecher sein so verschiedentlich 
beurtheiltes Buch über die s. g. Staatssouveränität schrieb 
und diesen Begriff für einen verwerflichen erklärte, um dem der 
Fürstensouveränität seine volle staatsrechtliche Geltung zu 
vindiciren, befand sich wirklich die Wissenschaft des deutschen 
Staatsrechts in der eben bezeichneten Crisis, die auch noch jezt 
nicht ganz vorüber ist, obwohl die Nothwendigkeit des Festhal- 
lens an geschichtlich Gegebenem seitdem fast von allen unsem 
Publicisten wieder anerkannt, und unser deutsches Staatsrecht (in 
wie weit man seit 1848 von einem solchen sprechen kann) wie- 
der mehr historisch geworden ist. Ein solches soll jedes po- 
sitive Staatsrecht seyn, aber eben desshalb auch theoretische Prin- 
cipien oder politische Theorieen als Quellen des Rechts eines 



1) Wir bedienen uns hier iweier von Herrn Prof. Fichte in die Ethik 
eingeführten glücklichen Benennungen zur Bezeichnung zweier sowohl psy- 
chologisch als historisch wichtigen Stadien in den Entwicklungsstufen des 
ethischen Willens sowohl beim Individuum, wie bei den Völkern. 
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bestimmten Staates ansehen und beachten, wenn dieselben auf die 
Gestaltung der Verfassung desselben von enischeideijdem Einfluss 
gewesen sind. Desshalb ist das belgischeKönigthum anders 
aufzufassen, wie das noch in Deutschland allgemein bestehende 
mit dem Princip der Fürstensouveränilät : denn an der Spitze der 
belgischen Verfassung steht das politische Dogma : Tout pouvoir 
en Belgique imune de la nalion '). 

Die weitere Frage ist nun die : welche Staaten ideoeratische 
genannt werden könnten? 

Leo fasst den Begriff ziemlich enge und zwar so, dass er die 
Theocratie davon ausschliesst, und als eine andere Art von Staat (als 
Prieslerherrschafl) ihm gegenüber stellt, während Bluntschli *} 
die letzte zur Hauptform Qa er llihrt nur diese auf) der Ideocra- 
tie macht und sagt, sie gehöre nur der Kindheit des menschli- 
chen Geschlechts an. Man möchte vielleicht, weil in der lezten 
Bemerkung etwas Wahres liegt, die ganze Unterscheidung Tür 
ungegründet halten. 

Allein eine Verständigung ist nicht schwer. Die Theocratie kann 
allerdings auch als Naturslaat vorkommen und würde dann unter 
die ideocratischen nicht zu zählen seyn. Sie ist also ideocratisch 
nur dann, wenn sie, wie bei den Juden, in Folge einer geltend ge- 
wordenen eigentlichen Doctrin entstand. Gewiss ist es, dass der 
Staat Lykurgs ein ideocr atischer war; ein gleicher würde der 
Saint-Simonistische seyn, ferner Cabet's icarischer oder 
der Staat, welcher nach den Systemen von F o u r i e r, P r o u d h o n, 
Struve oder Fr ö bei geschaffen oder umgestaltet würde. Das 
Ziel der revolutionären Bewegung der Socialisten Süddeutschlands 
war nichts anderes, als die Gründung einer Ideocratie *}. Allein 



1) Stahl, dem dieser Satz sehr za missfallen scheint, will die daraus 
fliessenden Consequenzen für die königlichen Rechte in Belgien doch nicht 
gelten lassen, weil die belgische Constitution die königliche Gewalt oft gerade 
80 auffasse, wie in andern monarchischen Staaten geschieht. 

2) Bluntschli bezeichnet in der Note auf S. 238 seiner Studien den 
Unterschied seiner Auffassung der Ideocratie von der Leo's dahin: dieser 
Schriftsteller gehe von den Elementen des Staates aus, er von derNatur 
de« Herrschenden. 

3) Man erinnere sich des politischen Programms der Olfenburger Volks- 
versammlung vom 13. Juni 1849. 
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nicht blos alle diese auf eine staatsrechtliche Theorie, gewisser- 
massen künstlich, basirten Staaten (wie einst die von Sieyes) 
sind ideocralisohe zu nennen, sondern jeder Staat, dessen Ver- 
fassung, wenn auch erst im Laufe der Zeit eine solche Grundlage 
erhielt, oder in welchen auch nur der Umfang der Herrscher- 
gewalt auf ein Theorem gestützt worden seyn würde. Desshalb 
ist nicht blos die lediglich aus der Theorie hervorgegangene con- 
stitutionelle Monarchie ein ideocratischer Staat '} , sondern auch 
die in Folge einer Theorie geschalTene Republik, z. B. die Nordame- 
ricanischen Freistaaten (während die ältere Republik der Schweiz 
sowie einst die der vereinigten Niederlande es nicht waren). End- 
lich kann selbst die absolute Monarchie ein ideocratischer Staat 
seyn, wenn, wie ja noch häufig geschieht, der Begriff derselben 
principiell construirl und der monarchische Staat gemäss diesem 
Begriffe gestaltet wird '}. 

Man kann sagen, alle Naturslaaten können sich in ideocra- 
tische umgestalten, ja es ist dem naturgemässen Entwicklungsgange 
der Völker gemäss, dass diess stattfinde : wie ja auch der einzelne 
Mensch von der Stufe des Naturells in Folge seiner geistigen 
Ausbildung sich auf die des Charakters zu erheben pflegt, wenn 
keine Hemmung seiner ethischen Entwicklung Statt hat. Freilich 
wird das ideocratische Element meistens nur alluiählig zur Gel- 
tung kommen, oft in Folge grosser politischer Kämpfe, wie da 
sind die des s. g. Conservatismus und des Radicalismus. Ein 
Staat wird oft nur beziehungsweise '■*), z. B. was einzelne Seiten 
der Verfassung oder einzelne Zweige der Verwaltung betrifft, ein 
ideocratischer genannt werden können *J. 



1) Daher die Lelirbiiclier des Staatsreclites der constitutionellen Monar- 
cliie, wie von Lanjuinais und v. Ar et in. 

2) Wir niügtcn desshalb Stahl, obwohl er streng geschichtlich seyn will, 
doch einen ideocratisch denkenden Politiker nennen. Als solchen zeigt er 
sich vor allem in seinen zwei bekannten Flugschriften und in seinen Reden. 

3) In solch einem Falle nennt Leo den Sta«tselnen systematischen, 
eine nicht sogleich verständliche Bezeichnung. 

4j Wenn schon früher in Deutschland der staatsrechtliche Grundsatz galt; 
Cabinetsjustizsey in Deutschland unstatthaft, so war die deutsche 
Rechtsverfassung in dieser Beziehung ideocratisch. 
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Allein wir wollen diesen Gegenstand nicht weiter verfolgen, 
hielten aber doch dessen Anregung für nöthig. 

3) Was nun die verschiedenen Beherrschungs - (Staats -Ver- 
fassungs- oder Regierungs-) Formen betrifft, so ist deren Be- 
schauung für die Rechtsphilosophie nicht blos desshalb von Bedeu- 
tung, weil es sich fragen lässt, welche Staatsformen die geeigneteren 
seyen, um den auf die Verwirklichung der Rechtsidee gerichteten 
Staatszweck am sichersten und leichtesten zu erreichen, sondern 
auch, weil man fragen kann, unter welchen Voraussetzungen und 
Bedingungen diese oder jene Verfassung für die rechtlich mög- 
liche oder gebotene eines Staates zu erklären sey; und weil end- 
lich die leitenden Grundsätze des allgemeinen Staatsrechtes andere 
seyn werden, je nachdem diese oder jene Staatsform bei einem 
Volke practisch geworden ist. Man hat freilich meistens diesen 
Gegenstand nur so behandelt, dass man den Werth der verschie- 
denen Beherrschungsformen im Allgemeinen prüfte ') oder dass 
man den Rechtsgrund derselben nachzuweisen suchte, wobei 
häufig über die Staaten der Stab gebrochen wurde, welche keine 
republicanische Basis haben, so dass man höchstens zugiebt, es 
könne z. B. die absolute Monarchie oder die aristocralische Re- 
publik ein temporärer Nothstaat, aber nie ein wahrer Rechtsstaat 
seyn ^j. 

Eine allseitige Beschauung des Staats als Rechtsanstalt wird 
aber nothwendig zur richtigen Lösung aller dieser und verschie- 
dener anderer verwandten Fragen führen. Und zwar muss man 
hier mit einer genauen Begriffsbestimmung der Ausdrücke 
beginnen und vor allem der von Verfassungs- oder Regierungs- 
formen; diess ist zu Ihun schon eine dialectische Noth wen- 
digkeit und zwar eine solche, die auch zu praclischen Resultaten 
führt, wie unter anderem die verschiedenartige Auffassung des 
Wesens der constitulionellen Monarchie beweist, die z.B. Stahl 
und Bluntschli p. 232 folg. gegenüber sehr verschiedenen An- 



1) So behandeln den Gegenstand Ancillon, Geist der Staatsverfassun- 
gen, Zachariä, vierzig Büclier II., v. Türkheim, Betrachtungen auf dem 
Gebiete der Verfassungs- und Staatspolitik, Bd. I. S. 88 flg. (1843). 

2) Selbst Schützenberger neigt sich zu diesen Ansichten hin. Bd, II, 
S. 32. folg. 
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sichten Anderer vorkömmt. So leicht und einfach es nun aber 
scheint, die hier einschlagenden Begriffe der Natur der Sache 
gemäss genau zu bestimmen, und die entscheidenden Momente 
derselben anzugeben, so schwierig stellt sich doch diese Aufgabe 
heraus, wenn man auf die unendliche Verschiedenheit der An- 
sichten hinblickt, die, wir wollen nicht bis zu Aristoteles zurück- 
gehen, nur seit Montesquieu, besonders aber im 19ten Jahr- 
hundert und insbesondere in Deutschland hervorgetreten sind. Die 
Gegensätze sind so gross, dass es gegenwärtig (im Jahr 1851) 
keine herrschende oder auch nur vorherrschende Theorie mehr 
giebt. Diese ganze Lehre soHte daher einer vollständigen Revi- 
sion unterworfen werden, welche zum Zweck hätte, 

1) die verschiedenen möglichen Grundanschauungen aus der 
Natur der Sache abzuleiten und ihr Hervortreten literär- historisch 
nachzuweisen. 

2) Die Momente, welche bei diesen Begriffsbestimmungen 
maassgebend sind , streng critisch und dialectisch fest - und dem- 
gemäss eine unangreifbare Eintheilung der Verfassungs - oder Re- 
gierungsformen aufzustellen, und 

3) in dieser Beziehung die Errungenschaflen der Wissen- 
schaft so nachzuweisen, dass gezeigt würde, in wie weit von den 
Publicisten, Politikern und Philosophen die richtigen Begriffe auf 
diesem Gebiete geahnt, anerkannt oder wissenschaftlich festgestellt 
wurden. Schützenberger und Bluntschli haben in dieser 
Hinsicht sehr Verdienstliches geleistet, doch erfassten beide nicht 
das wissenschaftliche Problem in diesen drei Hauptbeziehungen; 
der erste hat mehr die zweite, der letzte mehr die erste Seite 
desselben im Auge, obwohl der ganzen Anlage nach das „all- 
gemeine Staatsrecht geschichtlich begründet" die 
dritte als Hauplrichtung hätte verfolgen sollen; was Bluntschli 
indessen bis zu einem gewissen Grade — freilich ohne Fest- 
stellung eines sicheren, allgemein gültigen Endergebnisses — ge- 
than hat. 

Wir müssen hier, was diese Revision betrifft, uns mit An- 
deutungen begnügen. 

Es ist die Untersuchung wieder aufzunehmen, ob man die 
seit einem Vierteljahrhundert üblich gewordene Unterscheidung in 
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Verfassungs- und in Regierungs formen als eine wis- 
senschaftlich begründete beizubehalten habe '}. 

In der IValur der Sache ist hier jedenfalls der Gegensatz 
gegründet, dass ein Volk sich selbst angehören, sui juris also 
Eigenlhümer der Souveränität in seinem Staate seyn, oder einem 
die Souveränität, als ein ihm zustellendes Recht ausübenden Herr- 
scher, oder einer ausschliesslich zur Herrschaft berechtigten Kaste 
unterthänig, also alieni juris seyn kann ^3. 

Im ersteren Falle ist die Verfassung des Staates democra- 
tisch, im leztern monarchisch oder aristocratisch. 

Es lässt sich aber auch von einer blossen Verschiedenheit 
der Regierungsformen nach diesen drei Gesichtspunkten spre- 
chen. So kann in der Monarchie die Regierungsweise auch einen 
aristocratischen oder democratischen Charakter haben, wenn näm- 
lich das Slaatsrcgimcnt nicht durch blosse Mandatare des Fürsten, 
sondern durch die gewisser privilegirter Stände oder durch Ge- 
wählte des Volks in Folge der vom Monarchen ausgehenden Ge- 
setzgebung geübt wird. Dass umgekehrt Rom unter den Königen 
ein arislocratischer Staat mit einer monarchischen Spize war, weiss 
Jeder, sowie, dass auch England, wenigstens factisch, diesen Cha- 
rakter hat, während das Königreich Belgien eine monarchisch or- 
ganisirfe, obwohl gemässigte Democralie ist, indem an der Spitze 
seiner Constitution, wie schon angeführt wurde, der Satz steht: 
Tout pouvoir imane du peuple! 

Es lässt sich geschichtlich freilich nicht immer nachweisen, 



1) Sie wird ticustens noch scharf hervorgehoben inZöpfl's Staatsrecht 
(3. Aufl. V. 1846. S. 239) und ihrem Ursprünge nach Krug (Dikaiopolitik von 
1824) und nicht Heeren zugeschrieben; findet sich inSchön's Staats Wis- 
senschaft von 1831 als Gegensatz der Beherrschungs - und Regieruno-sformen; 
bei Zachariä, vierzig Bücher vom Staat, dann bei vielen andern. Auch 
Schützenberger huldigt ihr, jedoch auf eine, von der in Deutschland 
übh'chcn. etwas verschiedene Weise. Zur Vermeidung von Missverstandnis- 
sen geliraucht man daher nun oft den allgemeinen Ausdruck Beherrschungs- 
formen, der dann beides begreift. 

2) Von diesem Unterschied geht auch Zachariä, vierzig Bücher vom 
Staat, Bd. II. S. 4. aus. Er sagt: entweder beherrscht das Volk sich selbst 
oder wird beherrscht. 
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ob die in einem concreten Staat geltende Beherrschungsform eine 
Verfassungs- oder blos eine Regierungsform ist, zumal 
da nicht seilen eine in die andere übergeht. Allein, dass dieser 
principielle Unterschied auch praclisch belangreich ist, wird Nie- 
mand in Abrede stellen können. Denn die Stellung des Regenten 
zum Volke ist z. B. eine ganz andere, wenn er Eigenthümer der 
Souveränität ist, oder wenn diese der Nation zusieht. Im ersten 
Falle kann er dem Volke eine Verfassungs -, d. h. Regierungsform 
octroiiren, im zweiten steht ein solches Recht dem Volke zu. Ja 
man kann sagen, dass in einem Staate der letzten Art die Ansich- 
ten R u s s e a u's gelten, nach welchen kein Träger irgend einer 
öffentlichen Gewalt ein jus quaesitum auf dieselbe dem Volk gegen- 
über haben kann, weil dessen Souveränität uniheilbar, unveräus- 
serlich und unverjährbar ist. Ein wahrhall souveräner Monarch 
wird desshalb auch den Rechtsgrund seiner Regentengewall nicht 
auf diese breite Grundlage stützen wollen, weil sie für ihn weni- 
ger sicher ist, als sein angebornes Recht, so lange niimlich die 
Theorie, worauf es beruht, wirklich gellende Rechtsansicht des 
Volkes ist. 

Auf dem eben bezeichneten Gegensatz der Begriffe von Stnats- 
und Regierungsform beruhen auch die schon berührten verschie- 
denen Auffassungsweisen des Wesens der constitutionellen Monar- 
chie. Nach Stahl undBluntschli ist eine solche nur anzunehmen, 
wenn der Fürst Eigenthümer der Souveränität ist und dess- 
halb, wo diess nicht der Fall, kein Staat dieser Art, sondern 
eine Republik vorhanden, während Schützenbcrger und neue- 
stens auch Cousin, für den Begriff der constilulionellen Monar- 
chie als Princip festgehalten wissen wollen, dass alle Macht 
in derselben vom Volke ausgehe. Der Gegensatz der 
beiden Ansichten ist so gross, dass was Stahl undBluntschli 
(p. 232} für die wahre Repräsenlalivmonarchie erklären, nach der 
Auffassung der lezlern nur Pseudoconslilulionalismus ist. 

Ein tieferes Eingehen auf diese Punkte wird dem nach Wahr- 
heit strebenden unbefangenen Rechtsphilosophen , dem es nicht 
von vorn herein blos darum zu thun ist, die democratische oder 
die monarchische Grundlage als die allein rechtmässige Basis 
der constitutionellen Monarchie vermittelst eines theoretischen Prin- 
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cips ZU deduciren, zur Erkenntniss führen, dass sie eine blosse 
Regierungsform ist, indem in einem Staate dieser Art die Sou- 
veränität entweder dem Volke zustehen kann, oder einem König 
oder herrschenden Familien, ja selbst allen zusammen als ein in- 
divisum imperium *~). 



IV. DieBegriffe von constituirender Gewalt, Legiti- 
mität und Souveränität. 

1) Bei dieser hier nicht weiter zu führenden Untersuchung 
wird man nothwendig auf die Beleuchtung einiger höchst wichtigen 
staatsrechtlichen Begriffe geführt, nämlich die der Souveränität, 
der s. g. constituirenden Gewalt und der Legitimität. 
Die Wissenschaft hat über dieselben wenige feste Errungenschaf- 
ten aufzuweisen. Man stösst auf ein betrübendes Sichdurchkreu- 
zen der entgegengesetztesten individuellen Auffassungen, das durch 
das Streben nach Originalität von den Schriilstellern noch unnö- 
thiger Weise vermehrt wird : obgleich Unbestrittenheit und Genauig- 
keit der Begriffe hier ein eben so grosses Bedürfniss ist, wie im 
Privatrechte die der Begriffe von obligatio, dinglichem Rechte u. a. m. 
Anbahnungen zur Einigkeit sind übrigens gemacht und finden sich 
bei den neuesten Schriftstellern auf eine erfreuliche Weise, wie 
bei Schützenberger, Bluntschli und Ahrens, obwohl keiner 
bei Abfassung seines Werkes die Idee des andern kennen konnte. 

2) Wir wollen mit der Betrachtung des zweiten dieser Be- 
griffe, nämlich des Begriffes der constituirenden Gewalt 
beginnen und dann zu dem der Legitimität übergehen, um 
für den der Souveränität eine um so festere Basis zu gewinnen. 

Das Daseyn und die Realität einer bei allen Völkern und in 
allen Staaten vorkommenden verfassungsschöpferischen Naturgewalt, 



1) Die rechtliche Möglichkeit eines solclien wird oft in Abrede gestellt, 
c. ß. neustens von Bluntschli, kann aber in dem von uns entwickel- 
ten Sinne doch nicht wohl geläugnet werden. Ob eine durch solche Fac- 
toreo gebildete Souveränität zweckmässig oder von Dauer seyn könne ist 
eine andere Frage. Sie ist aber gewiss kein juristisches Unding, ebensowe- 
nig wie das Condominium eines zwei Souveränen pro indiviso angehörigen 
Territoriums. S. übrigens Zachariä, vierzig Bücher II. S. 9. 
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die nicht gerade eigene Organe haben miiss, um wirksam zu seyn, 
hat der Verfasser dieser Betrachtungen, schon 1839, in seiner 
Rechtsphilosophie (S. 423 folgj nachzuweisen und aus der Ver- 
wechslung derselben mit der Souveränität ') die irrlhümliche Theorie 
zu erklären versucht, es finde sich in jedem nicht republicani- 
schen Staat, namentlich auch in der Monarchie über dem Souverän, 
nolhwendig noch ein höherer, in letzter Instanz entscheidender, 
nämlich das Volk als solcher. 

Seine Ansicht hatte er sich selbst gebildet, ohne zu unter- 
suchen, ob vor ihm sie Jemand gehabt oder ausgesprochen halte. 
Er wurde durch den Ideengang seiner rechtsphilosophischen Grund- 
anschauungen auf die Annahme einer solchen Gewalt geführt. Er 
findet dieselbe nun ausführlich deducirt bei Schützenberger 
wieder (Bd. II. S. 19 folg. *), und der Sache nach bei Ahrens, 
sowie, jedoch auf eine eigenthümliche Weise aufgefasst, in Herrn 
Professor Fichte's, aus dem 20. Band seiner Zeitschrift abge- 
druckten Flugschrift vom Jahr 1848: die Republik im Monar- 
chismus. 

Die Unrichtigkeit jener Lehre lässt sich leicht zeigen, wenn 
man an der im ersten Artikel dieser Abhandlung (S. 225j aus- 
führlich entwickelten Wahrheil festhält, dass alles Recht nolhwen- 
dig eine historische Grundlage habe, welche in der zur Geltung, 
also zur Herrschalt gelangten Volksansicht über das, was Recht 
sey und als solches binden müsse, besteht. 

Unter diesen Ansichten inuss sich nolhwendig eine über die 
Frage finden : wem im Staate die souveräne Gewalt zu- 
stehe^) und von wem sie auszuüben sey? Sobald eine bestimmte 
Ansicht hierüber herrschend und practisch wird, schafft sie 
den wirklichen Souverän, gleichgültig, ob sie diess stillschweigend 

1) Sie findet sich in einem, nach der Niederschreibung der im Texte 
enthaltenen Ansicht dem Verfasser erst bekannt gewordenen, Werke eines 
■einer ehemaligen CoIIegen in Luttich, nämlich in Deglriveaitx Traile du 
droit fublie. Bruxelles 1849—51. T. I. p. 29. folg. 

2) Schützenberger sagt daher S. 20. mit Recht: Ce pouvoir exiate 
de fait au tein de ioute eociete alora meme qu'il na pas d'organe tpecial. 

3) Nach Destriveaux spricht das Volk sich nur darüber aus, wer die ihm 
onvertiusserlich zustehende Souveränität auszuüben habe? 

Zeitschr. für ätaaUw. ttlöl. 3s Helt. 32 
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thul und allmählich oder mit einem Schlage, indem sie sich durch 
Abslimmung oder durch gewählte Organe kundgiebt, ferner gleich- 
gültig, ob sie dem Volke selbst die Zuständigkeit der Souverä- 
nität zuspricht, oder einem oder mehreren gebornen Herrschern 
und gleichgültig endlich, ob sie auf einen, das Volk als Autorität 
beherrschenden Glauben oder auf eine geltend gewordene, philo- 
sophisch politische Theorie sich stüzt. 

Der Urgrund einer jeden Verfassung ist demnach, sowie der 
jedes (positiven) Rechts in der als staatsschöpferische Naturkraft 
wirkenden , wirklich herrschenden Volksüberzeugung zu suchen, 
so dass, wo eine solche nicht zu Stande kömmt, kein Staat ent- 
stehen kann und dass, wo durch neue, sich Geltung suchende 
Ansichten die Herrschaft der bisher geltenden gebrochen wird, 
der Staat zerfallt, oder in ein, wenn nicht revolutionäres Stadium, 
doch in das einer Unsicherheit geräth, die sein Fortbestehen ge- 
fährdet. 

Diese nicht als Willkühr wirkende Macht nun nenne ich die 
conslituirendeGewalt, die eigentlich nichts anderes ist, als 
der nothwendige und allgemeine Wille der Gesammtheit einer 
staatlichen Menschengruppe : so dass er mit deren Daseyn 
gegeben ist, und dieselbe zugleich wieder bedingt. 

Freilich tritt diese Gewalt als etwas in der Erscheinung 
unmittelbar Erkennbares, in der Geschichte nur auf, wenn der durch 
eine politische Grundanschauung getriebene oder geleitete Volks- 
wille die herrschend werdende Theorie förmlich ausspricht, oder 
durch Vertreter aussprechen lässt, also wenn z. B. s. g. c o n s t i- 
tuirende Versammlungen eine solche Ansicht formuliren 
und als geltende Verfassung sanclioniren (vorausgesetzt, dass ihnen 
zugleich diese Macht ertheilt ist}. 

Geschieht diess, so übt das durch diese slaalsschöpferische 
Macht unmittelbar beherrschte Volk selbst zugleich die So u verä- 
nität und behält sie aber nur so lange, bis es sie an einen andern 
überträgt. 

Das eben Gesagte geschah in Frankreich seit 1789 mehrmals, 
in Belgien 1830 — 31. In und für Deutschland wurde es 1848 — 49 
vergeblich versucht. 

Bei den meisten Völkern der Welt tritt aber diese Gewalt 
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auf diese Weise nicht, oder doch nur partiell hervor, ist nur 
vielmehr eine langsam und stillschweigend wirkende Naturkraft, 
die wir jedoch immer, also selbst in den despotisdi regierten 
Ländern, namentlich des Orients, für die letzte Grundlage der in 
demselben geltenden Staatsordnung erklären müssen : denn würde 
bei diesen Völkern sich allmählich eine entgegengesezt« Ansicht 
bilden oder gewaltsam durchkämpfen, so müssten nothwendig die 
Staatsformen bei ihnen sich ebenso umgestalten, wie diess in den 
europäischen Staaten in den drei letzten Jahrhunderten, besonders 
aber seit 1789, geschah. 

Diese, wir wiederholen es, als slaalsschöpferische Urkraft 
wirkende Rechtsüberzeugung oder Rechtsanschauung hat man nun 
mit dem Princip der Volkssouveränität für identisch erklärt und 
daraus das Dogma entnommen: jedes Volk könne jeden Augen- 
blick mit vollster Rerechtigung seine ganze Verfassung ändern, 
diese Allgewalt sey ein unveräusserliches und unverjährbares Recht 
und demgemäss auch das der Revolution well die früher vom Volke 
eingesetzten Herrscher gegen jene Ursouveränilät keine Rechte 
haben könnten. Bekanntlich ist diess die oben bezeichnete, im 
Contrat social aufgestellte Doclrin. 

Dieselbe würde ganz richtig seyn, wenn Ueberzeugun- 
genüberhaupt etwas Willkührliches wären. Allein eben so 
wenig, wie der, welcher überzeugt ist, 2 mal 2 sei 4, je der 
Ansicht seyn kann, es sey 3 oder 5; eben so wenig, wie der- 
jenige, welcher seinen religiösen Glauben für den wahren hält, 
es für möglich erklären wird, Ansichten, welche demselben wider- 
streiten , sofort zu huldigen : eben so wenig wird ein Volk ur- 
plötzlich von einer politischen Grundanschauung zu einer andern 
überspringen. Es können von Demagogen Versuche zur gewalt- 
samen Einführung neuer Theorieen, selbst mit Erfolg gemacht 
werden; aber erst dann, wenn das Neue nach dem Aufliören der 
siegenden Gewalt als Geltendes bestehen bleibt, wird man von 
der neuen Ordnung der Dinge als einer rechtlich gültigen spre- 
chen können. 

Hiemit ist zugleich der Begrifi" der Legitimität gegeben. 

3) Rechlmässigkann nur die Regierung genannt werden, welche 
dem bei einem Volke gellenden Rechte gemäss besteht. Geltendes 

32* 
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Recht ist die Tdr verbindlich von ihm gehaltene Rechtsansicht, 
auf welche Weise sie auch ausgesprochen seyn mag. In letzter 
Instanz ruht also die Legitimität auf den Rechtsansichten der Völ- 
ker '). Eine Nation kann aber jede Verfassungs - und Regie- 
rungsform für geeignet halten und sich ihr unterwerfen, nament- 
lich auch die Erbmonarchie; der eigentliche Rechtstitel derselben 
ist daher gleichfalls nur die practisch gewordene Rechtsansicht 
des von dem Monarchen regierten Volkes. Aus diesem Grunde 
allein ist die s. g. historische Legitimität ^} (die Legitimität im 
engern Sinne) eine wirkliclie und wahre Legitimität. Und umge- 
kehrt ist eine in Folge einer Staatsumwälzung, oder aus andern 
Gründen neu entstehende Staatsform, oder eine so geschaffene Herr- 
schergewalt nur dann legitim, wenn sie eine historische Legitimität 
geworden ist, d. h. wenn es geschichtlich feststeht, dass sie auf 
einer wirklichen Volksüberzeugung, oder einem unzweifelhaft aus- 
gesprochenen Volkswillen beruht. Ob diess der Fall sey, (also 
die factische Frage) ist aber häufig gerade das Ungewisse. W^eil 
durchgreifende, das ganze Slaatsleben beherrschende Rechtsan- 
sichten nicht plötzlich entstehen und geltend werden, so wird, 
wenn welche auf diese Weise zu einer schnellen Geltung gelan- 
gen, in der Regel eine zur momentanen Herrschaft gekommene 
Ordnung der Dinge nur das Werk einer siegenden politischen 
Partei und dem Volk aufgezwungen seyn, und desshalb vorerst 
nicht den Charakter eines wahren Rechts haben. Sie muss noch der 
Probe der Zeit unterliegen und kann dann erst für eine legitime gehal- 
ten werden, wird aber dann auch als solche anerkannt seyn, wenn 
diese Probe gezeigt hat, dass der so geschaffene Zustand die un- 
zweifelhafte Zustimmung des Volkes wirklich erhielt. Hat diess 
statt, so ist diese Legitimität eine historische, weil das Geltendwer- 
den eines neuen staatsrechtlichen Princips eine geschichtliche That- 
sache ist ^}. Es ist daher z. R. nicht hinreichend , wenn die in 



1) La vraie legitimite des gouvernements est dans le consentement des 
peuples! Cousin in der Revue des deux mondes v. April 1851. p. 15. 

2) Destriveaux traitc du droit public t. 1. p. 114. nennt sie nicht 
unrichtig la legitimite coulumiere. 

3) Mit Recht bemerkt Schützen her g er I.e.: La force reelle du pou- 
voir coDstituant räside bien plus dans let nöcessites organiques et hi*loriques 



der Rechtsphilosophie. 495 

Folge einer revolutionären oder ähnlichen Bewegung versammel- 
ten Vertreter einer Nation den Grundsatz der Volkssouveränität 
für geltendes Recht erklären und demgemäss die Verfassung eines 
Staates aus eigener Machtvollkommenheit momentan umgestalten. 
Erst wenn ihr Werk die Probe der Zeit bestanden hat, wird man 
sagen können, dass die Rechtsansichl, von der sie ausgingen 
und die ursprünglich nur als ihre individuelle Auffassung hervor- 
trat, auch wirklich die des von ihnen verlrefenen Volkes war, 
oder dass sie diess wurde. Für Belgien ist diess unbezweifelt : 
der an der Spitze ihrer Constitution, vom Jahr 1831, stehende 
Satz : tont pouvoir emane du peuple — in Folge dessen die neue 
Staatsordnung geschaffen wurde, ist, weil diese, nachdem aller 
Parteizwang aufgehört halte, sich befestigte, ein unbezweifelt 
geltendes Princip des belgischen Staatsrechts geworden : während 
der von der deutschen Nationalversammlung mehrmals angerufene 
Grundsatz der Volkssouveränilät, in Folge dessen sie die Reichs- 
verfassung vom März 1849 octroiirte, den entgegengesetzten 
der Fürstensouveränität nicht verdrängte und zwar schon desshalb 
nicht, weil ihr Werk auch nicht einen Augenblick zur practischen 
Geltung kam. Umgekehrt erhielt auch das von den Fürsten pro- 
ponirte Vereinbarungsprinzip keine solche Geltung, denn es wurde 
von der deutschen Nationalversammlung ausdrücklich zurückge- 
wiesen. Diess ist der Grund, warum der Bundesstaat vom Jahr 1815, 
noch als legitim fortbestehend angesehen wird! Wäre aber auch 
dem einen oder dem andern der genannten Principien ein augen- 
blicklicher Sieg zu Theil geworden, so würde doch erst, wenn im 
weiteren Entwicklungsgange der politischen Verhältnisse Deutsch- 
lands das herrschend gewordene Princip sich als nachhaltig be- 
währt hätte, die auf dasselbe sich stützende Staatsordnung für 
legitim haben erklärt werden können. 

Demgemäss kann auch der Rechtsgrund der Legitimität z. B. 
eines Herrschers nicht auf seine Verdienste um das Staatswohl 
gestützt werden, obwohl diese für das Volk ein Bestimmungs- 
grund seyn können, ihm die Herrschergewalt zu übertragen. 



de l'ordre social que dans le titre juridiqae d« ceux qui d^crötent les lois 
fondamentales. 
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Ein Recht auf diese kann er nur haben , wenn er rechtmässig 
d. h. auf die den bei diesem Volke herrschenden Rechlsansichten 
gemässe Weise in den Besitz der Herrschaft gelangt, oder falls 
er anfangs ein Usurpator war, später als rechtmässiger Herrscher 
anerkannt worden ist. 

Man hat in der neuesten Zeit die Legitimität einer Staats- 
gewalt wohl auch auf den blossen Besitz gestützt und daher 
selbst die sog. Gouvernements de fait überall, wo sie sich zu 
behaupten im Stande waren, für legitim erklärt '). Da aber die 
dieser Ansicht huldigenden Schriftsteller selbst diese nur als eine 
relative d. h. als eine nur in gewisser Beziehung bestehende 
Legitimität auffassen, so wird es niclit nöthig seyn, weiter auf 
diesen Punkt einzugehen. Eine anfangs so beziehungsweise exi- 
stirende Legitimität kann sich jedoch erweitern und vervollstän- 
digen und eine in jeder Beziehung zusiehende werden ^). 

Durch die hier gegebene Begriffsbestimmung der Legitimität 
wird die ganze Theorie über Rechtsgrund der Staatsgewalt überaus 
einfach, indem die verschiedenen Auffassungen hierüber sich alle 
aus einem Urprincip erklären lassen und die in den Lehrbüchern 
des allgemeinen Staatsrechts gewöhnlich so ausführlich behandelte 
Streitfrage ^) über die Richtigkeit der einen oder der andern 
verschwindet, denn die Herrschergewalt wird jedesmal legitim 
seyn, welche der bei einem Volk geltenden Grundanschauung 
über die Legitimität gemäss ist, es mag für dieselbe der Rechts- 
grund der Herrschergewalt im jus dwinnm, in der Vertragslheorie, 
im Princip des Patriarchal-, des Patrimonialstaats oder was sonst 
für einem andern liegen *}. 

4) Man sollte glauben, dass der einfache schon durch seine 
Wortbezeichnung klare Begriff der Souveränität nicht hätte 
missverstanden oder verworren aufgefasst werden können, und 



1) So z. B. Zöpfl Grundsätze des allgemeinen Staatsrechts, 3. Aufl. 
1846. §. 64. 

2) Zöpfl ebendaselbst §. 71. 

3) S. Zöpfl ebend. S. 61-84 u. S. 100-116. 

4) Nur in dem Falle ist der Grund der Legitimität einer Hegierurig ein 
anderer, wo diese einem Kothslande ihre Existenz verdankt: wir möchten 
daher einen solchen Staat einen INothstaat nennen. 
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doch geschah diess nach verschiedenen Richtungen hin; noch 
zur Stunde unterlegen die politischen Hauptparteien dem Worte 
eine andere Idee. 

a) Die souveräne Gewalt in einem bestimmten Staate ist die 
Macht, über welcher rechtlich keine andere stehen kann, und 
wenn sie cxistirt, auch keine andere factisch steht. Sie ist 
eine Wille nsmacht und desshalb besteht sie in der absolut 
freien Selbstbestimmung dieses Willens, welcher, wie schon aus- 
geführt, der über allen Einzelnwillen stehende und diese be- 
herrschende allgemeine (das Wort nicht im Sinne der Hegel- 
schen Schule genommen) ist. Sie ist der mit Macht ausgerüstete 
Staatswille '}, welchem ein Einzelner sich zu widersetzen 
kein Recht hat. Dieser Wille giebt daher seinem legitimen Träger 
eine eigene juristische Persönlichkeit, nämlich die einer morali- 
schen Person, die also durch jenen Träger vertreten wird. Die 
Eigenschaft oder das Recht der absoluten Selbstbestimmung, wel- 
chen man auch dadurch bezeichnet, dass man der Souveränität 
den Charakter der Inappellabilitat beilegt, bildet das wesentlichste 
Moment ihres Begriffes. Man darf also sich durchaus nicht über 
dem Souverän eine noch höher stehende, vielleicht augenblicklich 
nur ruhende oder unthätige souveräne Gewalt als existirend 
denken, also wenn der Souverän ein Monarch ist, das hinter 
imd über ihm stehende souveräne Volk ^); denn wäre diess im 
Besitze einer wirklich ihm zustehenden souveränen Gewalt, so 
würde es selbst, nicht aber der Monarch, der wahre Souverän 
seyn. 

Der Souverän ist also aufzufassen als der zur Person ge- 
wordene, mit aller Machtvollkommenheit ausgerüstete Staats wille. 
Er muss aber diese Machtvollkommenheil als Eigenthümer ^) be- 
sitzen oder (wenn auch nur momei^tan) als Eigenthümer desselben 



1) Kann der Herrscher eines Staates nach dem geltenden Recht sagen: 
l'elat cfetl moil so ist sein Wille Staatswille, d. h. in so weit, als er für 
den Staat etwas zu wollen erklärt. 

2) Diess that Destriveaux, der diese Theorie mit grosser Consequenz 
durchführt. 

3) Dieses Moment ist besonders gut hervorgehoben von Zöpfl, AUg. 
Staatsrecht §. 85. 
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gelten, weil ihm sonst nur die Ausübung, nicht aber das 
Recht dieser Gewalt zustehen würde. 

Es kann nun freilich die Frage aufgeworfen werden : ob, 
weil nach unserer Ausführung der Rechtsgrund aller Staatsgewalt 
in letzter Instanz die das Volk beherrschende Rechtsansicht, und 
desshalb der ihr gemäss gestaltete Volkswille der Urgrund ist, 
dass der Monarch im Besitze der souveränen Gewalt sich befindet, 
man dennoch nicht sagen müsse : nur das Volk sey immer und 
allein der wahre Souverän? Eine solche Behauptung wäre 
mit dem Begriff der Souveränität im Widerspruch. Denn die 
souveräne Gewalt in einem Staate ist der durch das Recht in dem- 
selben geschaffene, die Einzelnwillen beherrschende höhere Wille, 
der Souverän also eine concrete Persönlichkeit, d. h. eine solche, 
die ein concretes Daseyn hat. Er muss politisch geboren seyn 
und wird es durch die über dem Willen des Volkes stehende, 
als eine moralische Macht dieses beherrschende RechtsUberzeu- 
gung. Diese setzt fest, dass in dem bestimmten Staate dem oder 
den in ihnen wirklich mit der Souveränität Bekleideten diese 
Gewalt allein zustehen soll und zwar als ein ihnen erworbenes 
Recht, als Eigenthum. Die concrete Machtvollkommenheit wird 
allerdings durch jene Macht, die wir oben als die constituirende 
Gewalt nachgewiesen haben, geschaffen und ins Leben gerufen. 
Allein ist diess geschehen, so hört die Action der constituirenden 
Gewalt vollständig auf, ja diese selbst ist als eine daseyende 
verschwunden, nachdem ihr Werk vollendet ist, und so ist denn 
auch keine Berufung von den Besclilüssen des wirklichen Sou- 
veräns an sie möglich. Sollte die Verfassung des Staates, in 
welchem die höchste Gewalt andern Personen als dem Volke zu- 
stände, eine solche Berufung gestatten, so würde der Monarch 
kein wirklicher, sondern nur ein Scheinsouverän oder ein par- 
tieller Souverän seyn d. h. nur in so weit, als er inappellabel 
wäre. 

Man könnte freilich sagen: jedes Volk könne jeden Augen- 
blick, wenn es zu einem solchen Entschlüsse komme, seine ganze 
Verfassung ändern, also auch die einem Andern bisher zustehende 
Souveränität sich selbst aneignen oder auf einen Dritten über- 
tragen. Dass diess faclisch seyn könne, ist unläugbar und hat 
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in der neueren Zeit häufig st^Ugehabt, allein es ist damit nichts 
gesagt, als dass bei jedem Volke Revolutionen denkbar sind, 
d. h. gewallsaine Zertrümmerungen des ganzen Rechtszustandes; 
allein dass diese an und für sich keine legilime Gewalt neu be- 
gründen können, geht aus dem, was wir bisher ausgeführt haben, 
hervor, beweist aber nicht die Realität und das Recht einer 
jederzeit und inallenStaaten wirklich e.xistirenden wahren 
Volkssouveränilät. 

Soviel über den BegriiF der Souveränität. Die von uns ge- 
gebene Bestimmung desselben findet sich schon in des Verfassers 
Lehrbuch der Slaatsphilosophie von 1839 und stimmt im Wesent- 
lichen mit den Ansichten Schülzenberger's (Bd. 11, S. 19, 24} 
und Ahrens' (S. 190 — 200) überein, nur dass beide in einem 
gewissen Sinne auch noch in der Monarchie das Bestehen einer 
freilich nur ruhenden Volkssouveränilät annehmen. 

b) Eine zweite den Begriff und das Wesen der Souveränität 
betreffende, aber von Wenigen behandelte Frage ist die: ob die 
durch sie gegebene Gewalt eine durchaus unbeschränkte oder 
durch natürliche Schranken begränzte sey? Auf den ersten 
Anblick erscheint sowohl die eine als die andere Annahme 
verwerflich: denn einerseits steht die souveräne Gewalt als die 
des allbeherrschenden Staatswillens über dem Willen der Einzel- 
nen; diese sind darüber mit jener zu rechten nicht befugt, dass 
sie ihre Rechlssphären auf eine rechtlich unzulässige Weise be- 
schränke; denn was der souveräne Wille festsetzt, ist ja desshalb 
Recht, weil es Gesetz ist. Man konnte mit Recht unter dem 
Absolutismus der römischen Imperatoren (wie noch jetzt in allen 
absohlten Monarchieen) sagen : quod principi placuil, legis habet 
vigorem. Es könnte keine Staatsordnung bestehen, wenn die 
Rechtmässigkeit einer Verfügung der souveränen Gewalt von den 
Unterthanen bestritten werden könnte; wäre diess rechtlich mög- 
lich, so würde diese Gewalt aufhören, die souveräne zu seyn, 
denn es fehlte ihr der rechtliche Charakter der Inappellabilität^ 
Daher die obedientia absoluta der Einzelnen im Staat unter diesen 
höchsten Staatswiilen, daher auch die Benennung „Unterthanen" 
für die Staatsbürger. Auf diesem Charakter der Souveränität 
beruht auch der Grundsatz der juristischen Unverantwortlichkeit 



500 Die gegenwärtige Aufgabe 

des Souveräns und die weitere von den Publicisten aufgestellte 
Lehre: die Unterthanen hätten nur Pflichten, aber keine Rechte 
gegen den Souverän als solchen. 

Andererseits ist es jedoch unmöglich, die souveräne Gewall 
als eine schrankenlose aufzufassen; denn sie muss ja so 
gestaltet seyn, dass neben ihr die Freiheit bestehe, und diese 
ist nicht denkbar ohne Rechte der Freiheit, welche den Ein- 
zelnen zustehen und welche auch der Souverän zu achten 
juristisch verpflichtet ist. Diese Einzelnen soHen Personen 
seyn, ihre privatrechtliche Persönlichkeit darf daher durch die 
staatsrechtliche des Souveräns nicht aufgehoben werden : folglich 
unterliegt die Souveränität nothwendig gewissen Schranken. 

Aber welche sind es ? Wo sind sie zu finden ? Wie müssen 
sie gedacht werden, damit durch sie der Begriff der Souveränität 
nicht vernichtet werde? Zöpfl, der zuletzt (1846) diese Frage 
bespricht in §. 58 seines Staatsrechts, glaubt dadurch nach dem 
Vorgange Anderer ') über die Schwierigkeit der Frage hinweg- 
zukommen, dass er sagt: die natürlichen Gränzen der höchsten 
Gewalt im Staate seyen durch den Zweck des Staates 
selbst gesetzt. Diess ist eine wenig befriedigende Antwort ; 
denn über diesen Zweck sind, wie wir sahen, weder die Theo- 
retiker einig, noch hat je ein concreter Staat seinen Zweck sich 
vorgezeichnet gehabt oder einer bestimmten Theorie in dieser 
Beziehung entschieden gehuldigt, oder, wenn eine solche den 
Regierenden als Richtschnur diente, mit streng logischer Con- 
sequenz dieselbe befolgt. Feste Rechtsgränzen zwischen der 
Souveränität und der Volksfreiheit lassen sich auf diesem Wege 
nicht finden. Sollten sie überhaupt nicht durch allgemeine 
Grundsätze bestimmt seyn? 

Diess ist wohl das Richtige. Natürliche Gränzen der Staats- 
gewalt müssen seyn und werden in der Wirklichkeit immer sich 
nachweisen lassen, allein sie sind zunächst nur relatives x und 
bilden keine streng juristische Demarcationslinie zwischen der 
Freiheit und der Staatsgewalt. Sie sind daher an und für sich 
unbestimmt, jedoch bestimmbar, freilich oft nur approximativ, und 



1) Z. B. Maurenbrecher $. 39 seines Staatsrechts. 
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in der Wirklichkeit hat nie eine absolute Abgränzung stattge- 
funden. 

Um bei dieser Untersuchung nicht miss verstau den zu wer- 
den , müssen wir sogleich bemerken , dass wir unter dem 
Souverän nicht den blossen Regenten '} verstehen, sondern 
die wirklichen Herrn der souveränen Gewalt, und wenn die 
Ausübung der Souveränität an die Zustimmung Anderer z. B. 
von Ständen oder Kammern gebunden ist, die gemeinsame Action 
der sämmllichen Factgren der gesetzgebenden Gewalt, oder wenn 
man will, diese Gewalt selbst gegenijber den Einzelnen. Dann 
stellt sich die Frage, und zwar sogleich als eine practische, so, 
dass durch sie gefragt wird: in welchem Umfange ist die formell 
unbeschränkte gesetzgebende Gewalt die individuelle Freiheit zu 
beschränken berechtigt? Ist sie volle Omnipolenz oder darf sie 
über gewisse Gränzen nicht hinausgehen? Wo das Volk selbst 
diese Allgewalt übt, könnte man behaupten wollen, dass von 
einer Beschränkung derselben durchaus nicht die Rede seyn könne, 
weil, wenn diess Volk die Freiheit beschränke, dessen Mit- 
glieder nur auf das eigene Recht verzichten, was ihnen frei- 
stehen müsse. Allein diese Auffassung wäre doch unrichtig. 
Denn es handelt sich ja nicht von einem Verzicht der Einzelnen 
auf die eigene Freiheit, sondern von einer partiellen Entziehung 
dieser Freiheit durch eine von ihrem individuellen Willen ver- 
schiedenen höheren, der ja auch ein blosser Majoritätsbeschluss 
seyn kann : wo sich dann nothwendig die weitere wohlbekannte, 
hier nicht weiter zu beachtende Frage ergeben würde: worin 
und folglich in wie weit die Minorität den Beschlüssen der Ma- 
jorität zu gehorchen verpflichtet sey? 

Die Frage über die natürlichen Gränzen der Souveränität 
ist also eine allgemeine in allen Staaten mögliche. Hieraus muss 
man sich erklären, warum auch Rousseau im Contrat social B. H. 



1) An diesen denken die deutschen Publicisten, wie Klüber, Mau- 
renbrecher, Weiss U.A., wenn sie von den Schranken der Souveränität 
sprechen. Allein sobald der sonst absolute Monarch in der Ausübung seiner 
Souveränität an die Züstiumung von Ständen gebunden wird, erweitert sich 
unsere Frage dahin, dass es sich nun fragt: wie weit können Fürst und 
Stände die gemeine Freiheit beschranken? 
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ein Capitel (das vierte) hat, welches die Ueberschrifl führt : Des 
bornes du pouvoir souverain. Ob er gleich das richtige Ver- 
hältniss der volonti ginirale zu den Einzelnwillen nicht klar 
durchschaute, so stellte er doch ein Princip auf, nämlich das: 
man werde darüber einig seyn, dass durch den Abschluss des 
Staatsvertrags die Einzelnen nur so viel von ihrer Macht, von 
ihrem Vermögen und ihrer Freiheit auf den Staat haben über- 
tragen wollen, als diesem zu benützen von Belang sey: freilich 
habe die Staatsgewalt allein hierüber zu entscheiden '}• ^^ ist 
bemerkenswerth , dass Rousseau nicht sah, wie er mit seinem 
Fundamentalprincip des Contral social durch diese Aeusserung 
in Widerspruch kömmt, denn dieses besteht nach Livre I. eh. 6. 
in der aliination totale de chaque associi avec tous ses droits 
ä la communauti — chaeun se donnant tout entier — et l'alid- 
nation est faite sans riserve, so dass in der Folge jeder nur so 
viel Freiheit und so viele Rechte hat, als der Souverän der Gemein- 
heit ihm gestattet. Denn dieser allein ist der Urgrund alles Rechts 
in derselben. Wahrscheinlich traten diese Folgen seiner Theorie 
doch vor seinen Geist, als er das C. 4. im Buch II. schrieb, und 
er glaubte dadurch den Widerspruch zu lösen, dass er sagt: es 
müsse dem Souverän überlassen bleiben, festzusetzen, wie viele Opfer 
der Freiheit und des Vermögens er von den Einzelnen haben wolle. 
Wir glauben, dass die Antinomie unserer Frage auf einem 
andern Weg gelöst werden kann und muss. Jedes Volk fasst 
nämlich die bürgerliche Freiheit in einem seiner Nationalität, 
seiner Cullurhöhe und seinen moralischen und religiösen An- 
sichten gemässen Sinne auf. Wo z. B. das Privateigenthum und 
die Monogamie die Grundlagen des bürgerlichen Lebens bilden, 



1) Er sagt in der Ausgabe der Oeuvres von Musset Parthay, Paris 
1823. Bd. I. S. 96: 

II s'agit donc de bien distingucr les droits respectifs des citoyens et 
du souverain, et les devoirs qu'ont ä remplir les premiers en qualite de 
■ujets, du droit naturel dont ils doivent jouir en qualitä d'hommes. 

On convient que tout ce que chaeun ali^ne par le pacte social de sa 
puissance, de ses bicns, de sa liberte, c'est seulement la partie de tout cela 
dont l'usage Importe a la conimunautä ; mais il faut convenir aussi que le 
«ouverain seul est Juge de cette importance. 
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WO ferner der Grundsatz, dass ein Mensch nicht im Eigenthum 
eines andern seyn könne, und der Grundsatz der Gewissens- 
freiheit gilt, werden weder der absolute Monarch, noch der 
constitutionelle Monarch und seine ihm zustimmenden Kammern 
sich für berechtigt halten, die demgemäss bestehende Ordnung 
der Dinge durch entgegengesetzte Gesetze umzustürzen. Es 
würde ihnen diess auch factisch nicht gelingen, denn der von Allen 
im Volke ausgehende Widersland könnte den Umsturz der Re- 
gierung und des Staates zur Folge haben. Desgleichen würde 
in einem Staate, wo die Polygamie Gesetz ist, die Sciaverei ein 
Rechtsinstitut, und wo eine durch einen mächtigen Volksglauben 
getragene Religion ausschliesslich herrscht, eben so wenig ein 
vom Souverän ausgehendes Abolitionsdecret dieser Ordnung der 
Dinge nachhaltig seyn. Es ist also die Sitte, welche festsetzt: 
wo die Staatsgewalt endigt und die Volksrechte 
beginnen, und nicht irgend eine Theorie vom Staatszweck, 
Nur das Mehr oder Weniger in der Ausübung der Freiheit und 
der Umfang der Lasten und Beschränkungen unter Heiligachtung 
der ganzen socialen Stellung des Volkes sind es, was die gesetz- 
gebende Gewalt zu bestimmen haben wird, und hiebei ist ihr 
absoluter Gehorsam zu leisten. Conflicle können allerdings vor- 
kommen und sind in unserem crilischen Zeitalter sehr häufig 
gewesen. Von der Weisheit der Regierungen hängt dann das 
Heil der Staaten allein ab. Sie haben auf dem friedlichen Wege 
der Reformen, die durch die Umgestaltung der socialen Bedürf- 
nisse und die Anforderungen solcher neuer Rechlsansichten , die 
einst nothwendig zur Herrschaft kommen müssen, nöthig werden — • 
den neuen Gränzen zu ziehen oder den Weg zu deren Feststellung 
durch die Vertreter der Staatsgewalt einer- und die der Volks- 
freiheit andererseits im rechten Momente anzubahnen, um der 
Gefahr zerstörender Revolulionsstürme vorzubeugen. 

Es ist allerdings möglich, auch formell gewisse Gränzen 
der Souveränität durch Staatsgrundgesetze zu bestimmen und dia 
schon in unserem ersten Artikel vielfach besprochenen Erklärun- 
gen von Grundrechten haben oft vor allem den Zweck, durch, 
eine formelle Aufzeichnung unverletzlicher oder unbeschränkbarer 
Volksrechte der Staatsgewalt ihr: Bis hieher und nicht weiter I 
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zuzurufen. Gehen diese Erklärungen vom Volke aus oder sind 
sie das gelreue Echo der zur Sille reifenden Volksansicht, so 
müssen wir in demselben solche natürliche Gränzcn der Souve- 
ränität finden, werden aber zugleich auch die oben gemachte 
Bemerkung bestätigt sehen, dass durch diese Erklärungen nur 
selten wirklich ganz feste Gränzen gezogen werden , indem ge- 
wöhnlich neben dem formulirten Princip (wie in der neuesten 
preussischen Verfassungsurkunde so überaus oft geschieht) so- 
gleich gesagt wird, ein eigenes Gesetz werde das Nähere fest- 
setzen. Drücken sich die Declaradons de droits mit zu grosser 
Entschiedenheit und Schrofiheit aus, so werden sie gar nicht 
practisch. Wir erinnern an den §.14 der deutschen Grund- 
rechte über die künftige Pressfreiheit Deutschlands! 

V. Vom VVerthe der verschiedenen Staats- oder 
Beherrschungsformen. 

1) Wenn wir nun endlich die Frage von dem Werihe der 
Verfassungs- oder der Regierungsformen, also die practische 
Wichtigkeit der ganzen Lehre näher beschauen , so haben wir 
zuerst zu untersuchen, in wie weit sie eine Rechts- und in wie 
weit eine staatswissenschafiliche Frage und in wie fern sie je- 
doch in letzter Beziehung dennoch für die eigentliche Rechts- 
philosophie belangreich ist? 

Als Rechtsfrage darf sie nach unsern bisherigen Ausführun- 
gen nicht so behandelt werden, dass man sich vorsetzt, nur eine 
oder die andere dieser Formen als die allein rechtlich begrün- 
dete zu rechtfertigen. Es können ja alle legitim seyn und zwar 
nicht blos nach den geltenden Ansichten des Volkes, wo sie sich 
finden, sondern auch in einem weiteren Sinne, nämlich in dem, 
dass sie durch die gesammten socialen Zustände eines Volkes 
als nolhwendig geboten erscheinen. Man hat fwie schon S. 486 
bemerkt) nicht selten die Republik als die ausschliesslich durch 
das Naturrecht begründete, also streng juristisch zu rechtfertigende 
Staatsform angesehen, oder wenn man nicht so weit gehen wollte, 
als die der Idee allein vollkommen entsprechende. Aus dem 
letzten Grunde haben seit 1848 sich manche Mitglieder deutscher 
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Kammern, sogar Staalsbeamle '), für theoretische Republi- 
kaner erklärt. 

Den Hauptgrund für die beiden AufTassungen findet man am 
schlagendsten beiSchützenberger aufgerührt (Lois de l'ordre 
social B. II. S. 10). Es ist kein anderer, als das Princip der Volks- 
souveränität , doch zieht dieser Schriftsteller nicht den Schluss 
daraus, dass nur die Republik die durch dasselbe gebotene 
Staatsform sey, es lässt (nach ihm Bd. II. S. 171 f. 196} auch 
die conslitutionelle Monarchie zu, weil das Volk wenigstens die 
Souveränität mit dem Monarciien Iheile. Die strengen Deraocraten 
wollen aber auch von einer solchen Theilung nichts wissen, weil 
kein Mensch aus sich selbst eine Herrschergewalt über Andere 
haben könne. 

Auf derselben Basis stehen die noch weiter gehenden Com- 
munisten, die, weil das jedem Menschen angeborne Recht der 
Freiheit und Gleichheit mit dem Institut des Privilegienthums un- 
verträglich sey, nur die democralische und sociale Republik für 
das ewig begründete Natur- und Vernunftrecht erklären. 

Es wird aber hier nicht einmal einer Widerlegung dieser 
Ansichten bedürlcn, sie ist schon durch die oben (S. 490 u. f.) 
gemachten Ausführungen über die Begriffe der constituirenden 
Gewalt und der Legitimität widerlegt worden. Denn es wurde 
gezeigt, dass alle, auch die von ihnen verworfenen Staatsformen 
vollkommen rechtmässig seyn können, indem jedesmal die 
zum Gesetze gewordene Rechtsansicht über die gellen sollende 
Regierungsform der Grund ihrer Legitimität ist. Selbst die Re- 
publik ist ja nur zu Recht bestehend, wenn sie ihren Ursprung 
einer zum Rechte gewordenen politischen Volksüberzeugung ver- 
dankt. Die democratische Republik verdient daher auch nicht 
die ihr von französischen Schriflslellern ausschliesslich erlheilte 
Benennung eines Gouvernement ralionel oder de droit cotnmun 
im Gegensatz der Monarchie oder der aristocratischen Republik, 
welche von jenen Schriftstellern für Gouvernements exceptionels *) 
erklärt zu werden pflegen. Was den letzten Rechtsgrund der 
Staatsform betrifft, so besteht unter ihnen kein Unterschied. 



1) Z. B. in Württemberg. 

2) Z. B. von Lanjuinais. S. Destriveauk I. c. S. 109. 
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2) Es kann sich also nur darum handeln, zu untersuchen, 
welche derselben die bessere oder vollkommenere sey. 
Die Frage ist daher wesentlich eine Zweckmässigkeifsfrage und 
gehört in das Gebiet der Politik, an welche aber die Rechts- 
philosophie sich hier wenden muss. Doch auch als Zweckmäs- 
sigkeitsfrage ist sie noch eine rechtsphilosophische, weil festzu- 
stellen ist, welche unter den verschiedenen Staatsformen für die 
Verwirklichung der Idee der Gerechtigkeit im Staate die geeig- 
netere oder günstigere sey? 

Der Rechtsphilosoph hat als solcher daher nicht nothwendig, 
tiefer auf die allseitige Untersuchung über den absoluten oder 
den relativen Werth der Verfassungs- oder Regierungsformen 
einzugehen. Er hat dieses wichtige Problem, wie auch bisher 
geschah, den Politikern zu überlassen, obgleich die für das 
Wohl einer Nation geeignetere Verfassung auch für das Recht 
wenigstens in so weit die bessere seyn wird, als ohne eine gute 
Rechtsordnung das Staatswohl nicht gesichert seyn kann. 

Die Rechtsphilosophie hat also die Frage über den Werth 
der Staatsformen hauptsächlich nur von einer Seite oder in 
einer Beziehung zu prüfen. Wir beginnen damit , zu fragen : 
welches sind überhaupt die Grundbedingungen oder Eigenschaften 
einer guten Verfassung in rechtlicher Beziehung? 

Wir glauben folgende angeben zu sollen. Die Verfassung 
muss einerseits dem Volke eine dem Bedürfnisse seiner Natio- 
nalität und seiner Culturhöhe genügendes Maass von Freiheit, 
der Regierung aber eine so umfassende und gesicherte Macht 
gewähren, dass diese alle von ihr zu realisirenden Staatszwecke 
mit Gewissheit und Leichtigkeit und ohne allzugrosse Beschrän- 
kung jener Freiheit zu verwirklichen, vor Allem aber die Herr- 
schaft der Gerechtigkeit und des Rechts zu gründen, zu befestigen 
und gegen alle Eingriffe, woher sie auch kommen mögen, zu 
schützen im Stande sey. 

Um diesen Anforderungen genügen zu können, muss aber 
auch die Dauer der Regierung, also des Staates selbst gesichert 
und der ganze Staatsorganismus ein durchaus zweckmässiger seyn. 

Diese Grundbedingungen sind auch von den Schriftstellern 
über Politik und Rechtsphilosophie entweder alle oder theilweise 



der Rechtsphilosophie. 507 

oft hervorgehoben und desshalb untersucht ') worden, welche der 
Hauptstaatsformen den einen oder den andern derselben mehr ent- 
spreche, oder in einer oder der andern Beziehung Vorzüge habe. 
Es wird nicht nöthig seyn, das oft Gesagte zu wiederholen, ein 
kurzes Zusammendrängen des Belangreichen wird genügen. 

Was nämlich 

«} die Freiheit betrifft, welche der grösstmöglichen Zahl 
der Staatsgenossen gleichmässig zukommen soll, so gewährt die 
privatrechtliche die Monarchie, und zwar schon die absolute 
in der Regel eben so gut, wie die democralische Republik; in 
jener ist sie freilich von Eingrifien des Herrschers bedroht, in 
dieser von den Factionen und der leichter möglichen Anarchie. 
In beiden wird der Schutz der Freiheit im Staatsorganismus selbst 
und insbesondere iu einer guten Gerichtsverfassung zu suchen 
seyn. Im Allgemeinen steht in Beziehung auf die bürgerliche 
Freiheit die Monarchie nicht hinter der Republik und diese nicht 
hinter jener. Denn wenn in der ersten vielleicht der Umfang der 
privatrechtlichen Freiheit ein beschränkterer ist, so wird in der 
Republik die grössere Freiheit nicht immer den ihr nöthigen kräf- 
tigen Schutz haben. Dagegen gebricht es in der reinen Monarchie 
an politischer Freiheit, die in der democratischen Republik dem 
Volk im vollsten Maasse zusteht, aber nur dann ein reelles Gut 
für es selbst und den Staat ist, wenn das Volk den geeigneten 
Charakter und die nöthige politische Reife hat, um diese Freiheit 
ertragen zu können. 

Da eine unsichere Freiheit keine ist , so fragt es sich daher 
weiter: ob die Monarchie oder die democralische Republik mehr 
Garantieen für die Sicherheit der Freiheit bieten ; eine Frage, die 
aber offenbar nicht im Allgemeinen, sondern nur mit Rücksicht 
auf alle concreten Verhältnisse eines Volkes beantwortet werden 
kann. 

Die aristocratische Staatsform, sie komme nun als Republik 
oder als Monarchie vor, ist in der Regel der Freiheit nicht gün- 
stig, indem einestheils der Druck und das Herabblicken der herr- 



1) Neuestens von Schützenberger IL S. 32 ff. 149 ff. Bluntscbli 
S. 166. 182. 196. u. s. w. 

ZeiUcbr. für SUalsw. 1851. 3i Heft. 33 
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sehenden Stände, auf die nur zum Gehorsam Gehörnen, die Frei- 
heit dieser verkümmern, dagegen der Neid der letzten und der 
Unmulh die Herrscher noch zu grösserem Drucke reizen wird. 
Seilen besitzen solche privilegirte Kasten den Sinn von Billigkeit 
und die Weisheit, von welchen sie selbst in ihrem eigenen Interesse 
geleitet werden sollten. 

3} Die zweite Grundbedingung einer guten Regierung, nämlich 

/?) die nöthige Kraft oder Macht derselben, die Staalszwecke 
mit Sicherheit und Leichtigkeit zu verwirklichen, insbesondere 
die Herrschaft des Rechts zu gründen und zu sichern, findet sich 
vollständig in der Monarchie, aber nicht immer in der Republik, 
obgleich an und für sich auch in einer solchen ein kräftiges 
Gouvernement möglich ist. Die Wahrheit unserer Behauptung ist 
so vielfach durch die Geschichte bewährt und auch von selbst 
so einleuchtend, dass eine Rechtfertigung derselben hier überflüs- 
sig seyn dürfte. Es wird im Gegentheil der Monarchie (d. h. der 
absoluten^ der entgegengesetzte Vorwurf gemacht, dass in ihr die 
Staatsgewalt oft z u mächtig ist, so dass das Recht gegen die von 
ihr ausgehenden, so leicht möglichen Verletzungen nicht hinläng- 
lich gesichert ist. Dieser Vorwurf ist wirklich so sehr gegrün- 
det, dass es schwer fällt, die absolute Monarchie gegen denselben 
in Schutz zu nehmen. Es kann sich daher in einem solchen 
Staate nur vom Aufsuchen der Mittel handein, um die Rechts- 
sicherheit gegen die von der Staatsgewalt ihr drohenden Gefah- 
ren zu schützen. Dass es solcher Mittel mehrere giebt, ist eben- 
falls eine bekannte Sache, sowie, dass nur wenige dieser Mittel 
ausreichend sind, ja dass wie die Geschichte der neuesten Zeit leider 
zeigte, nicht einmal die conslitutionelle Regierungsform, welche 
doch die grösstmöglichen Garantieen gegen den Missbrauch der 
Regierungsgewalt bietet, in dieser Beziehung eine Ausnahme macht. 

Y) Andererseits hat aber die Monarchie die grössten Garan- 
tieen der Dauer; doch sind diese keine unfehlbaren, weil ein 
solcher Staat einestheils leicht in Despotismus und Zwingherr- 
schaft ausartet, anderntheils aber doch auch so sehr Innern Stür- 
men ausgesetzt seyn kann, dass die ganze Rechtsordnung durch 
dieselben erschüttert wird. 

Unbestritten sind aber die Monarchieen diejenigen Staaten, 
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in welchen der vollkommenste, in jeder Beziehung zweckmässige 
Regierungsorganismus geschaffen und durchgeführt werden kann, 
weil der Monararch nicht leicht auf Hindernisse stossen wird, 
welche seine Pläne aufhalten könnten. 

In beiden Beziehungen ist abermals die aristocratische Re- 
publik der minder vollkommene Staat, indem sie die wenigsten 
Garantieen der Dauer hat und die Feststellung eines durchaus 
zweckmässigen Regierungsorganisraus mannichfachen Hindernissen 
ausgesetzt ist, die in den Interessen der Privilegirten ihren Grund 
haben. Aber seihst die democratische Republik hat diese zwei- 
fache Schattenseite; ihre Dauer wird häufig gefährdet seyn und 
da die Herstellung des Regierungsorganismus das Werk vieler 
Köpfe ist, so wird das Beste nicht immer erzielt werden, sondern 
an dem Widerstände mächtiger Parteien scheitern. Ueberhaupt 
wird die Regierung schwierig und die Einführung nützlicher Staats- 
einrichtungen und das Zustandekommen guter Gesetze nur allzuoft 
das Werk des Zufalls seyn. 

Wenn demnach die Monarchie den andern Verfassungsfor- 
men gegenüber sich als die relativ bessere herausstellt, ist es 
leicht begreiflich, warum sie in der Weltgeschichte die häufiger 
vorkommende ist, und warum die ausgezeichneisten Philosophen, 
Politiker und Rechtsgelehrten, und zwar der gebildetsten Völker, 
sie als die höhere Regierungsform vertheidigt haben, ohne je- 
doch ihre Mängel zu verkennen und indem sie mit aller Entschie- 
denheit deren Wegräumung oder Minderung durch die der monar- 
chischen Gewalt zu setzenden Schranken verlangen. 

4) Bis zum Jahr 1848 war die Richtung der Staats- und 
Rechtswissenschaft in fast ganz Europa die: dass die Art der 
Beschränkung dieser Gewalt, welche durch die Repräsenlativver- 
fassung geschaffen wird, für die geeignetste, und den höchsten 
Anforderungen, sowohl der Philosophie als einer gesunden Politik 
am meisten entsprechende, galt. Und zwar begegneten sich in 
dieser Beziehung die von den entgegengesetztesten Standpunkten 
ausgehenden Schriftsteller, indem einerseits die, welche, wie Stahl, 
die Fürstensouveränität von Gottes Gnaden als die wahre Grund- 
lage einer Verfassung dieser Art annehmen, doch principiell das 
Gebundenseyn des Monarchen in Ausübung der Souveränität an 

33* 
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die Zustimmung der Stände, was die Gesetzgebung und die Be- 
sleurung betriff, verlangten, andererseits die vom Princip der 
Voikssouveränität ausgeiienden Politiker einen erblichen Re- 
genten einem blos von Zeit zu Zeit zu wählenden, vorzogen. 

Seit dem Jahre 1848, in welchem geschichtlich der Beweis 
geliefert wurde, dass die constitutionelle Regierungsform nicht 
über alle Mängel und Gefahren erhaben sey, wie man früher, 
weil sie alle Vorzüge der Monarchie und der Republik in sich 
vereinige, annahm; hat die Frage über ihren Werth die Rich- 
tung genommen, dass man sie nur noch mit der Republik ver- 
glich, und meistens dieser einen absoluten Vorzug vor ihr ein- 
geräumt wissen wollte. 

Doch haben die ausgezeichnetsten Männer der Gegenwart 
sich nicht beirren lassen, und die Repräsentativmonarchie als die 
höhere, und für ein freies Volk am meisten geeignete Staats- 
oder Regierungsform verlheidigt, so dass deren Verdrängung durch 
die republicanische (^wie im Februar 1848 in Frankreich geschah} 
von ihnen als ein Rückschritt angesehen wird. 

Die neueste und gründlichste Vergleichung der Regierungs- 
form der conslitutionellen Monarchie mit der der Republik, ist 
die von Cousin in der schon angeführten, ebenso lief gedach- 
ter, als geistreich geschriebenen Abhandlung der Revue des deux 
mondes vom 1. April 1851: Des principes de la rivolution fran- 
^aise et du gouvernement reprSseniatif. S. 15 folg. 

Wir geben daraus einige Stellen wieder. Cousin sagt unter 
anderem S. 19.: 

„Si la raonarchie du droit divin a fait son temps, il ne reste 
pas moins vrai que le gouvernement d'une grande nalion civilisöe 
ne peut pas dtre celui d'une sociöte naissante. — La France et 
toutes les grandes nations europ^ennes ont aujourd'hui besoin d'un 
gouvernement limitö, mais concentre, d'un gouvernement qui ne 
soit pas tous les jours remis en question, qui dure et se perpätue, 
qui a bien plus de raisons pour 6lre inamovible que la magistra- 
ture et qui doit 6lre her^ditaire, et, s'il se peut, immortel, afin 
que nulle competition du pouvoir supreme ne soit possible et 
ne se puisse meme prejenter ä l'imagination des plus ambitieux, 
afin qu'il n'y ait point d'interruption dans la conduite generale 
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des affaires de la nation, afin qua tous las membres de cette na- 
tion vivant, travaillent, contractent sur la foi d'un avenir certain, 
afin aussi qua las nations etrangeres puissent traiter avac le pou- 
voir national, comma avec un pouvoir solide et permanent. — 
„La pure democratie, avac sa fougue et sa mobilitö est incapable 
de tout celä." Dann S. 20. : 

„Voilä pourquoi le bon sens public airne ä invoquer une au- 
torife liberale, mais solidement conslituee; voila pourquoi enfin 
toutes las nations europeennas aspirent et arrivent peu ä peu ä 
cette grande forme da gouvernement qui rattache l'avenir au passe, 
confinue, an la parfectionnant, la via seculaire des peuples, assure 
l'ordre et la liberle, et ouvre a tous les progres une carriere 
paisible et illimitee." 

„ Ce gouvernement est le seül, qui realise la souverainetö du 
peupla avec verite et sans secousse, ä l'aide d'un roi qui ne 
meurt point et n'a jamais tort, et de ministres responsablas qui 
changent au gri de la majoritö d'un parlement rapr^sentant la 
majorite des ölacteurs, laquelle ä son tour represente la majorit6 
de la nation, an sorte qu'an derniere analyse c'asl la nation qui 
gouverne, j'entends la vraie nation, intelligente at 6clairee, et 
non pas la masse ij^norante, tantdt insouciante et tantöt agitee. 
Ce beau gouvernement admet sans doute une foule de differencas 
Selon les pays et las circonstances, mais il a un type ä peu pres 
uniforme, qui exprime l'unitö de la civilisation europ^enne." 

Einer solchen Apologie der constitutionellen Monarchie ist 
nichts hinzuzufügen: sie enthält zugleich die begründete Wider- 
legung der Einwendungen, welche man gegen diese Regierungs- 
form machen könnte '). Durch dieselbe wird namentlich der schon 
durch den Begriff des Staats gegebene Gegensatz zwischen Frei- 
heit und Gewalt vollkommen ausgeglichen, weil aufrichtige Befol- 
gung des Princips derselben dahin führt, dass der Staat nach den 
wirklich im Volke herrschenden Rechtsansichten regiert werde, 

1) Von den Gewährleistungen der constitutionellen Monarchie bandelt 
Zachariä, vienig Bücher, Bd. III. S. 217. folg., namentlich von denje- 
nigen gegen die Gefahr 1) dass sie sich in eine absolute Monarchie, oder 
2) in eine Democratie verwandle, oder 3) dass die II. Kamiper der Herr- 
schaft der öffentlichen Meinung sich entziehe. 
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und folglich der Volksüberzeugung die nöthige Rechnung gelra- 
gen wird. Dadurch hört die Gewalt vollständig auf, dem Rechte 
entgegengesetzt zu seyn, weil sie nur gerade das schützt, was 
nach jeder Richtung das wirkliche und lebendige Recht ist. 

Ein solch glücklicher Zustand wird aber nur eintreten kön- 
nen, wenn eine unerlässliche Grundbedingung der heilbringenden 
Wirksamkeit der Repräsenlativmonarchie erfüllt ist. 

Diese Bedingung ist ein in jeder Beziehung geeignetes Wahl- 
system. 

Diess führt zur Besprechung des Instituts der Volkswahlen, 
welches in dieser Staalsform eben so nothwendig ist, wie in der 
Republik, und nicht minder in der Rechtsphilosophie als in der 
Staatswissenschafl der Gegenstand einer gründlichen Beschauung 
seyn muss, die wir aber in diesem Artikel nicht vornehmen kön- 
nen. Nur Eines soll gesagt seyn, nämlich das Wahlsystem muss 
50 gestaltet seyn : dass das Ergebniss der Wahlen der Volksver- 
nunfl, d. h. dem gebildeteren und sitilicheren Theile, als dem 
wahren Kern der Nation den alleinigen Einfluss auf die gesetz- 
gebende Gewalt unbestritten sichert. 

5) Es ist nun beim Schlüsse dieser Betrachtung über den 
Werth der verschiedenen Staalsformen noch die allgemeine Be- 
merkung zu machen, dass mit der Angabe der Licht- und Schat- 
tenseite einer jeden derselben, die vollständige Beleuchtung dieses 
Gegenstandes noch nicht gegeben ist. Denn es kann an und für 
sich eine Verfassungs- oder Regierungsform eine gute und zweck- 
mässige, aber für ein bestimmtes Volk doch ungeeignet seyn. 
Die Rechtsphilosophie hat daher ebenso, wie auch die Staatswis- 
senschafl, die weitere Frage zu behandeln : unter welchen Voraus- 
setzungen diese oder jene Regierungsform für möglich, für zweck- 
mässig oder für heilbringend zu halten sey? Ja, es lässl sich sogar 
fragen : ob nicht unter gewissen Voraussetzungen diese oder jene Ver- 
fassung selbst nothwendig sey und zwar sowohl faclisch als rechtlich ? 

Wenn man seit 1848 hie und da gesagt hat, Frankreich sey 
eine Republik ohne Republicaner, so sprach man dadurch die Un- 
möglichkeit der Republik und die Nothwendigkeit der Monarchie 
für dieses Land aus. Die ungünstige Aufnahme der republicani- 
schen Bewegung in Deutschland halte denselben Sinn. Die fac- 
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tische Möglichkeit oder Unmöglichkeit, und desshalb auch die 
Geeignetheit einer bestimmten Regierungsform für ein bestimmtes 
Land hängt von dem gesammten socialen Zustande eines Volkes ab; 
und die Rechtsphilosophie, sowie die Staatswissenschaft hat hier 
nach dem Vorgange der grossen Politiker des vorigen Jahrhun- 
derts die für die Lösung der Frage belangreichen Momente, na- 
mentlich des Nationalcharakters und der Culturhöhe des Volks, 
sowie der Lage des Landes hervorzuheben. Dass in dieser Rezie- 
hung viel geleistet ist von Montesquieu, Filangieri, Ancillon 
U.A., auch neuestens von Rluntschli '), und dem geistreichen 
Verfasser der Gespräche über Staat und Kirche haben .wir nur in 
Erinnerung zu bringen, doch ist eine critische, auf die Geschichte 
sich stützende Revision dieses Capitels der Wissenschaft ein un- 
abweisbares auch practisches Redürfniss. 

Wenn wir nun aber auch von einer rechtlichen Noth- 
wendigkeil einer bestimmten Regierungsform gesprochen haben, 
so geschah es, um Tür die Reantwortung einer schon seit 1830, 
besonders aber seit 1848, sehr oft in den Vordergrund des Völ- 
kerlebens getretenen practischen Zeitfrage eine allgemein rechtliche 
Rasis zu gewinnen. Diese Frage ist die der Zulässigkeit des s. g. 
Relagerungs- oder desKriegszustandes in einem Lande 
oder einer Oertlichkeit. Die Decretirung eines solchen Zustandes, 
durch welchen die ganze gesetzliche Rechtsordnung in verschie- 
dener Reziehung ganz aufgehoben und die Freiheit im hohen Grade 
beschränkt wird, ist von allen Regierungen des Continents als 
ein unbestreitbares Recht, nicht blos bei Aufständen und bei jeder 
Gefahr möglicher Anarchie vielfach geübt, sondern (y/ie in Kur- 
hessen) sogar in Fällen für rechtmässig gehalten und ausgeführt 
worden, in welchen ein Volk zum Schutze des anerkannt gelten- 
den Rechts und der legitim bestehenden Verfassung den Ueber- 
griffen seiner Regierling einen passiven Widersland entgegenge- 
setzt hat. Das Verhängen des Kriegszustandes über ein Land 
kömmt im Wesentlichen der römischen Dictatur gleich und ist 
nichts anderes, als eine temporäre Zwingherrschafl. Es lässt 
sich demnach überhaupt die Frage aufstellen: ob eine Zwing- 



1) Allgem. Staatsrecht S. 166. 173. 182. 196. 
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herrschafl oder die despotische Beherrschung eines Volkes nach 
allgemeinen Grundsätzen je Recht seyn könne? Die Frage von 
der rechtlichen Möglichkeit der Erklärung des Kriegs - oder Be- 
lagerungszustandes fällt mit derselben wenigstens theilweise zu- 
sammen. 

Der Despotismus ist die Negation des Rechts durch die Herr- 
schenden; eine solche kann mehr oder weniger vollständig oder 
durchgreifend seyn, und erscheint in soweit auf den ersten Anblick 
als entschiedenes Unrecht. Unter welcher Voraussetzung wäre 
also ein solcher Zustand mit dem Gesetze der Gerechtigkeit ver- 
einbar ? — Offenbar dann, wenn in der Thal kein Recht negirt oder 
durch ein theilweises Negiren desselben die ganze, höchst ge- 
fährdete Rechtsordnung erhalten wird; also z. B., wenn ein Volk 
auf einer so niedern Stufe politischer Cultur stände, oder die 
Staatsordnung so sehr zerrüttet wäre, dass ohne eine solche 
Zwingherrschaft das sociale Leben selbst aufhören und das Volk 
vom Strudel der Anarchie ergriffen und alles Wohl in demselben 
vernichtet würde. Der Despot wäre hier der Retter in der Noth, 
sollte er auch nur ein aus der Mitte des Volkes sich erhebendes 
Individuum seyn, welches von dem Vorsatze geleitet, den socia- 
len Zustand vor seinem Untergang zu bewahren, sich einer so 
ausgedehnten Gewalt bemächtigte, dass sein Wille höchstes Gesetz 
würde. Man denke sich noch ein in Barbarei und Wildheit leben- 
des oder in diese zurückversunkenes Volk. Man denke sich ein 
Land, in welchem der Bürgerkrieg den Staat aufgelöst oder seiner 
Auflösung nahe gebracht hat. Man wird daher sagen können: 
dass die Zwingherrschaft als Not brecht rechtlich möglich sey. 
Das Nothrecht war auch bei den Römern der Rechtsgrund 
der Dictatur. Salus populi suprema lex! Das Nothrecht ist daher 
der wahre (und zwar der e i n z i g e) Rechtsgrund der Verhängung des 
Kriegs - oder Belagerungszustandes über ein Land oder eine Oert- 
lichkeit. Denn wenn eine solche Maassregel in einem geselzraässig 
geordneten Staate vorkommt, so erscheint sie, weil sie in der wenig- 
stens theilweisen Aufhebung des gesetzmässigen Zustandes besteht, 
solange als Unrecht, als nicht die suprema lex des Nothstan- 
des, und zwar einer absoluten Nothwendigkeit dem Regenten des 
bedrohten Staates die Pflicht auferlegt, durch ein vorübergehen- 
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des Aufheben der normalen Gesetzmässigkeit den Staat selbst, 
also den ganzen geselligen Znstand und die Rechtsordnung zu 
retten. Nur auf den Grundsatz der Selbst erhaltung kann 
also die Anwendung dieses Mittels der Selbsthülfe gestützt 
werden und es ist absolutes Unrecht, wenn ein Herrscher, bevor 
ein solcher verzweifelter Zustand in seinem Lande eintritt, also 
bevor die Existenz des Staates oder der Rechtsordnung bedroht ist, 
zu den Waffen greift, vielleicht nur um Beschlüsse durchzu- 
setzen, welche mit dem geltenden normalen Rechte im Widerspruch 
stehen. 

Bis jetzt hat man die wichtige Frage von der rechtlichen 
Möglichkeit dieses Nothrechts einer Verhängung des Belagerungs- 
zustandes nicht mit der erforderlichen Gründlichkeit geprüft; was 
vielleicht damit entschuldigt werden könnte, dass, sollte auch eine 
Rechtstheorie über dieselbe zur Gellumg kommen, sowohl die 
legitimen Regenten, als die durch eine Revolution zur Herrschaft 
gekommenen Leiter der Staaten doch immer, wenn es gilt, die 
Herrschaft zu retten oder zu befestigen, zu diesem Mittel, es 
komme nun als Coup d'efat oder auf eine andere Weise vor, 
ihre Zuflucht nehmen werden. 

Insoferne ist jedoch die Aufstellung und Begründung eines 
Rechtsprincips über diese Frage belangreich, ja sogar nothwen- 
dig, als dadurch eine Basis für einen wichtigen Fall der Minister- 
verantwortlichkeit gewonnen wird. 

VL Die Eintheilung der öffentlichen Gewalten. 
13 Ein nothwendiges und daher auch stehendes Kapitel in 
allen Systemen des Staatsrechts ist die Lehre von der Eintheilung 
und Theilung oder Sonderung der (öffentlichen) Gewalten. Die 
Verschiedenheit der Theorieen und Ansichten hierüber ist nach 
und nach so gross geworden , dass es einer eigenen Abhandlung 
bedürfte, um dieselben aufzuftihren. Desshalb müssen wir uns 
hier darauf beschränken, das neueste Stadium dieser Lehre und 
die Errungenschaften der Wissenschaft, mit einer kritischen Be- 
leuchtung derselben, anzugeben. 

Bis in das erste Viertel unseres Jahrhunderts standen be- 
kanntlich zwei Haupteintbeilungen der öffentlichen Gewalten einan- 
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der gegenüber, die an die Aristotelische sich anschliessende, von 
Montesquieu, in das pouvoir legislatif, judiciaire und executif ') 
und die bei den berühmten deutschen Staatsrechtslehrern übliche, in 
die gesetzgebende, vollziehende und oberaufsehende 
Gewalt '^y Sie schliesst sich an die ältere Doctrin von den s. g. 
Hoheitsrechten an. Die deutschen Philosophen versuchten neue 
Eintheilungen , Iheils aus dem reinen VernunftbegrifTe , Iheils 
von psychologischen Grimdlagen ausgehend. Neu für Deutsch- 
land war diejenige Hegel's, welcher (in §. 273 seines Natur- 
rechls) die gesetzgeb ende, die Regierungsgewalt ^} und 
(wenigstens in der constitutionellen Monarchie) die fürstliche 
unterschied, eine Auffassung, die er wohl von Benjamin Co n- 
stant und einigen andern Franzosen entnahm, welche neben die 
alten drei pouvoirs noch das pouvoir royal stellten. Z ö p f 1 (AUg. 
Staatsrecht §. 100 u. f.) sucht durch eine Verbindung der ratio- 
nellen und historisch gegebenen Einlheilungsgründe einen Schema- 
tismus für die Classificirung der Hoheitsrechte zu gewinnen, in 
welchem ein wissenschaftlicher Fortschritt anzuerkennen ist, näm- 
lich seine Unterscheidung '} der materiellen und formellen Ho- 
heitsrechte. 

Schmitthenne r, S. 245 seines Werks, theilt die Gewal- 
ten nach vier verschiedenen Gesichtspunkten, nämlich nach der 
Art ihrer Aeusserungen, in die beschliessende und execu- 
tive, nach dem Objecto, in Beziehung auf welches sie sich äussert, 
in Personal- und Territorialgewalt, nach den Seiten und 
Kreisen des Slaatslebens in äussere und innere, und nach 



1) Sie findet sicli neustens wieder bei Destriveaux T. I. S. 48. 63 
68, der jedoch alsbald S. 80 noch das Gouvernement und die Administra- 
tion beifügt. 

2) Die letztere Eintheilung findet sich bei Pütter und Kl über u. a., 
zuletzt auch bei Maurenbrecher §.41., und jedoch nicht als eine ausschliess- 
liche bei Weiss $. 301. 303. 316. 320. 

3) Die Regierungsgewal t besteht für Hegel §. 287. im blossen 
Geschäfte der Subsumtion und begreift die richterliche und polizeiliche. 
£r bezeichnet daher mit diesem Worte nichts anderes, als die vollzie- 
hende Gewalt. 

4) Diese Unterscheidung findet sich jedoch schon im Wesentlichen bei 
Zacbariä, vierzig BUcher vom Staat, Bd. I. S. 118- 119. 
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den Momenten des Slaatszwecks in Rechts- und Wohlfahrts- 
gewalt, welche er wieder in Unterarten spaltet. 

Stahl (Bd. IL S. 163. 164.) unterscheidet nur Gesetz^ 
gebung, Regierung und Gericht und verwirft ausdrücklich 
jede andere Eintheilung der Staatsgewalt nach den Organen oder 
nach der äusseren Form der Thäligkeit. 

B I u n t s c h 1 i, der hier viel Umfassenderes hätte geben sollen, 
setzt den früheren, von ihm getadelten Eintheilungen seine eigene 
entgegen, nach welcher die gesetzgebende Gewalt allen andern 
gegenüber steht, diese aber in vier zerfallen, nämlich „die Re- 
gierungs- und die richterliche Gewalt, die Aufsicht und 
Sorge für die geistigen Culturverhältnisse — die 
Staatskultur, und die Verwaltung und Pflege der materjellen 
Kräfte und Zustände — die Wirthschaft." 

Ihm ziemlich nahe steht, freilich die Gewalten noch mehr spal- 
tend, Schützenberger QLois el F ordre social Vol. II. p. 1 6 folg.), 
der einander entgegensetzt das pouvoir constituant, daspo«- 
voir polilique, daspoucoir admifiistraiif, das pouvoir q u i 
dirige les travaux publics, das poucoir judiciair e, die 
instruction publique und die force armie. 

Die neueste, wie uns däucht, gelungenste Eintheilung der Ge- 
walten ist die organische von A h r e n s, die sich zur Grundlage einer 
Gliederung eignet, in welcher die sonstigen Eintheilungsarten, in wie 
weit sie logisch und psychologisch richtig sind, ihre gehörige Stellung 
finden. Die von uns aufzustellende stimmt in den Hauptmomenten mit 
mit der seinigen und theilweise mit der Schützenberge r's überein. 

2) Man muss in dieser Lehre, wie Ahrens S. 163 folg. 
hervorhebt, von einer richtigen Auffassung des Wesens der höch- 
sten Staatsgewalt ausgehen. Die höchste Staatsgewalt, sie mag 
nun unmittelbar wirkend hervortreten oder der Urgrund anderer 
öffentlicher Gewalten seyn, muss (wie schon oben mehrmals ge- 
sagt wurde) als einüber allen Einzeln willen stehender, diese 
innerhalb einer gewissen Begränzung beherrschender Central- 
wille aufgefasst werden, als der Wille der Gesamratheit der 
Staatsgenossenschaft, oder wie Ahrens S. 167 — 168 sagt, als 
der Wille der Gesammtpersönlichkeit der Staatsgenos- 
senschaft, oder wenn man will, des Volkes, jedoch so, dass 
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dieses nicht als eine blos numerisch gebildete Masse, sondern 
als ein politisches, organisch geeignetes Collectivindividuum ge- 
dacht wird. Dieser Wille der Gesammtpersönlichkeit, wer immer 
dessen Träger seyn möge, ist ein nach der Verwirklichung der 
practischen Ideen strebender vernünftiger Wille, oder wie die 
Franzosen sagen, la raison du corps politique. Er ist die Seele 
der Staalsgenossenschafl , und muss als eine concret existirende 
Macht aufgefasst, und daher eine Person genannt werden. Diese 
Person ist in der absoluten Monarchie die des Regenten, in der 
Republik die Corporation (das Volk), welches aber, weil es nicht 
alle ihm obliegenden staatlichen Functionen selbst vornehmen kann, 
wenigstens für viele derselben durch andere repräsenlirt wer- 
den muss. 

Die erste und immerwährend fortgesetzte Thätigkeit des Staats- 
willens ist, wie auch die des Willens im Einzelnen, die : dass er 
stets als centralisirende, allgegenwärtige und harmonisirende Ver- 
nunft des Staat.skörpers wirksam sey. Er erscheint daher zu- 
nächst als die s t a a t s 1 e i t c n d e Gewalt, und ist das, was man die 
Staats-Regierung nennt. Man hat aber dieses Wort in 
einem eminenten Sinn zu nehmen , so dass man darunter nicht 
den Complex der Verwaltungsbehörden versteht, sondern diejenige 
höchste Staatsbehörde, welche die Franzosen das gouverne" 
ment, namentlich im Gegensalz zur administration oder zum pou- 
voir administralif ') und zum pouvoir jtidiciaire zu nennen pfle- 
gen. Weil nun die Regicrungsgewalt von diesen beiden, sowie 
von der alsbald näher zu charakterisirenden gesetzgebenden Ge- 
walt dem Begriffe nach unterschieden ist, so nennt Schützen- 
berger dieselbe das pouvoir politique und widmet diesem mehrere 
Capitel seines Werks Bd. II. S. 89 — 146. Er sagt von demsel- 
ben: Le pouvoir politique est le centre de tous les organes du 
pouvoir social , le mod^rateur de leur fonctions respectifs, le re- 
pr^sentant de l'jltat dans ses rapports internationaux. Ses fonc- 
tions sont d'une nature moins speciale et moins rigoureusement 



1) Wie schon oben bemerkt, kömmt auch Destriveaux I. S. 80. lur 
Annahme dieser Gewalt, die er gouvememeul nennt und mit der admi- 
nittration den drei andern fouvoirt gegenüber «teilt. 
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dcfmie que ne sont Celles des aiitres organes de l'EIfat, elles 
fönt la partie la plus large aux qualiles de ceux qui I'exercent, 
Ahrens, deducirl die Realität dieser Gewalt (S. 176) so, 
dass erst, nachdem er in jedem und folglich auch im Slaatswil- 
len drei wesentliche Seiten oder Momente unterschieden, nämlich 

a) das ursächliche, urwesentliche Princip des Willens, 

b) den bleibenden Grundtypus und die darauf gegrün- 
deten allgemeinen Verhältnisse und Entwicklungsgesetze, 

c) das Werden und Darbilden, welches durch das 
ursächliche Princip, aber nach dem allgemeinen Grundtypus und 
den allgemeinen Verhältnissen und Gesetzen vollzogen wird; er 
den ersten, d. h. ursächlichen Willen des Slaatskörpers, 
also den, welcher das sociale Leben anfacht, anregt, leitet und 
regiert, in der Regierung oder Regierungsgewalt findet (p. 177). 
Von ihr geht der Anfang jeder staatlichen Bildung aus, wie sie 
auch die Bedingung des Wachsthums, der Fortbildung und der 
Ausdehnung der Staaten ist (p. 178). In dem Staatsorganismus, 
als einer freien vernünftigen Ordnung, wird aber die Regierung, 
wenn sie auch anfanglich durch Selbslsetzung, Aufwerfung, Er- 
oberung u. dergl. sich gebildet hat, auf dem freien, anerkennen« 
den und zustimmenden Willen der Gesammtheit beruhen, dessen 
Organ sie ist, allein immer bestehend als eine selbstständige Ge- 
walt, indem sie ein selbstständiges wesentliches Lebens- und Thä- 
tigkeilsprincip vertritt und dadurch eine Stellung und bestimmte 
Rechte empfängt, welche nie ohne Gefahr und Verwirrung für 
die Staatsordnung verletzt und beschränkt werden dürfen. Ihre 
Aufgabe ist: die oberste Leitung des Staats zu führen und zwar 
mit der ruhigen Besonnenheit und Umsicht, welche die höhere 
Stellung verleiht u. s. w. 

Welches die Fundamente dieser Staatsgewalt in ihrer Eigen- 
schaft als Regierung sind, soll nachher angegeben werden; hier 
genügt es, die nothwendige Annahme und die Realität einer sol- 
chen Gewalt nachgewiesen zu haben. In neuerer Zeit pflegt man 
dieselbe nicht selten den Staat selbst zu nennen. Es liegt ihr 



1) Wie er selbst sagt, nach Krause's Vorlesungen Über die psychische 
Anthropologie (v. 1828). 
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die Pflicht ob, durch ihre Thäligkeit die Staatszwecke zu ver- 
wirklichen, also durch Acte ihres Wollens, insbesondere durch 
Beschlüsse. 

3) In dieser Beziehung, also was die Art und Weise, oder 
wie man auch sagen könnte, die Form der Thätigkeit betrifll, 
kann der oberste Staatswille auf eine zweifache Weise t hat ig 
s e y n , entweder so, dass er allgemeine Normen decretirt über 
sociale Verhältnisse, welche fest geregelt zu wissen die Staats- 
genossenschaft ein Interesse hat; also Normen, die auf eine für 
Alle im Staate verbindliche und der Regierung des Staates selbst 
als Richtschnur dienende Weise diese Verhältnisse ordnen und 
bestimmen. Diese allgemeinen Normen sind die Gesetze. Oder 
die Willenslhätigkeit des Staates geht dahin, dass durch sie über 
einen besondern Fall etwas beschlossen, ausgesprochen oder 
festgesetzt wird. Man könnte mit Ahrens (S. 17) den Staats- 
willen, wenn er in der ersten Weise (hälig ist, den allgemei- 
nen, und wenn in der zweiten , den besonderen Willen 
nennen und zwar das letzte nicht nur, wenn er die in den Ge- 
setzen sanctionirten Normen des allgemeinen Willens anwendet, 
sondern auch, wenn er nach Grundsätzen, die aus andern Gründen 
für ihn Geltung haben, vorkommende besondere Fälle regulirt. 
In der ersten Calegorie von EntSchliessungen fungirl daher der 
Staatswille als gesetzgebende, in der letzten als vollziehende 
Gewalt (diesen Ausdruck im weitesten Sinne genommen). 

Durch diesen in der Natur der Sache liegenden Gegensatz 
der Willensacte der Staatsgewalt ist daher die oben bezeichnete 
jetzt auch allgemein anerkannte, wenn auch nicht immer richtig 
aufgefasste oder gleichmässig bezeichnete Eintheilung gerecht- 
fertigt. Einige wollen die vollziehende Gewalt die regie- 
rende oder die administrative (diess Wort im weiteren 
Sinne genommen) genannt wissen. Allein diese beiden Benen- 
nungen scheinen uns ungeeignet, die erste, weil sie am richtig- 
sten von der eigentlichen gouvernementalen Gewalt gebraucht 
wird, die letztere, weil sie zur Bezeichnung der Staatsverwal- 
tungsfunctionen am passendsten ist. 

Die gesetzgebende und die vollziehende Gewalt im Staate 
verhalten sich zu einander, wie im einzelnen Menschen sein all- 
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gemeiner ethischer Wille (seine Lebensphilosophie) zu den ein- 
zelnen Acten seines Wollens. Nur bedarf es für ihn an und für 
sich keiner Publicalion der von ihm zu befolgenden Normen, sie 
sind Sache seiner moralischen Ueberzeugung , seines Gewissens, 
seiner Bildung, wenn sie auch durch die Achtung der Vorschriflen 
der Staatsgesetzgebung oder seine religiösen Ansichten für ihn bin- 
dend geworden seyn sollten. Im Staate aber und für die Mitglieder 
der Staalsgenossenschafl sowie für die Vollzugsbeamten existiren 
solche Normen erst, wenn sie wirkliche Rechtsnormen geworden 
sind, imd sollen sie durch einen Beschluss des höchsten Staats- 
willens es werden, so müssen sie in der Form des Gesetzes 
(dieses Wort im weiteren Sinne genommen) in's Leben treten. 

Mit Recht nennen daher Zachariä (40 Bücher vom 
Staate Bd. I. S. 119) und Zöpfl (§. 105) diese Seile der 
Thätigkeit der Staatsgewalt die formelle, weil sie nichts An- 
deres ist, als die Art und Weise, also die Form, in welcher die 
Staatsgewalt auf die Giundverhältnisse des Staatslebens einwirkt, 
was nur entweder durch die Gesetzgebung oder (wie Z ö p fl 
sagt) durch Verwaltung, also durch Vollzugsacte geschehen 
kann; und dessvvegen bezeichnet er nun die gesetzgebende 
und die vollziehende Gewalt als die formellen Hoheitsrechte 
des Staates im Gegensatze der auf die Verwirklichung der ver- 
schiedenen Staatszwecke gerichteten materiellen (§. 101 — 104). 
Der Grund dieser Eintheilung der Staatsgewalt lässt daher nicht 
zu, dass noch ein weiteres Eintheilungsglied ihr beigegeben 
werde, z. B. die Coordination der königlichen oder der oberauf- 
sehenden Gewalt; die Annahme der einen und der andern be- 
ruht , wie gezeigt werden soll , auf ganz anderen Gründen. 

Um übrigens diese Eintheilung in gesetzgebende und voll- 
ziehende Gewalt zu erschöpfen, haben wir noch anzuführen, dass 
man jene, wie sehr richtig Schützenberger und A h r e n s be- 
merken, in die constituirende und gewöhnliche gesetz- 
gebende Gewalt Cpouvoir constituant et ligtslalif) einzutheilen 
hat, weil dieselbe (wie der letztere S. 182 sagt) entweder den 
Grundtypus, die Grundverhällnisse des Rechts- und Staatslebens 
in allen seinen Theilen, das Verhältniss der Einzelnpersönlichkeit 
in den Grundrechten, die Verhältnisse der Gesammtpersönlichkeit 
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in der Staatsgewalt, in ihren Functionen, Subjecten und Befug- 
nissen feststellt, oder auf der Grundlage dieser Verhältnisse 
und als Durchgestallung derselben für einzelne mehr oder min- 
der allgemeine Zwecke bleibende Normen giebt. In erster Be- 
ziehung erscheint die gesetzgebende Gewalt als Grundgesetz- 
oder Verfassunggebende, in zweiler Beziehung als eigent- 
liche Gesetzgebung. Damit dieser letzteren Eintheilung aber 
auch etwas concret Existirendes im Staatsleben entspreche, ist 
es nöthig, dass für beide Functionen der Gesetzgebung eigene 
Organe existiren, oder dass, wenn beiden das Organ gemeinsam 
ist, wenigstens für das Zustandekommen oder die Sanction der 
Gesetze der ersten Art eine andere Form verlangt werde, denn 
sonst würden beide Arten der Gesetze, wie freilich sehr oft der 
Fall ist, den gleichen Charakter haben. Es könnte jedoch in 
dem Staate, wo die constituirende Gewall kein eigenes Organ 
hat, die Sache sich so verhalten, dass alle Gesetze nur den Cha- 
rakter der Rechtsnormen der zweiten Art hätten, indem für die 
grundgesetzlichen der Geltungsgrund lediglich nur in der still- 
schweigenden Zustimmung der Nation läge '). 

Die vollziehende Gewalt pflegt man gleichfalls und zwar in 
der Regel in zwei Unterarten zu spalten, nämlich in die rich- 
terliche und administrative z. B. bei Ahrens (ß. 186 
bis 187), je nachdem sie Rechtsstreiligkeilen in Folge eines an 
sie ergangenen Impulses entscheidet oder aus eigenem Antriebe 
die Gesetze durch die praclische Anwendung auf die besondern 
Verhältnisse lebendig durchgestaltet. Diese Eintheilung hat aber 
ihren Hauptgrund weniger in dem oben bezeichneten formellen 
Unterschiede, als vielmehr in der Verschiedenheit der durch ihre 
respective Wirksamkeit zu realisirenden Slaatszwecke , ist also, 
wenn man auch sie nicht ganz mit der sogleich näher zu be- 
zeichnenden Eintheilung der Functionen der Staatsgewalt nach 
dem Zwecke, für identisch halten will, jedenfalls eine Folge 
dieser: denn wie schon oben S. 476 f. gezeigt wurde, lassen sich 
alle Staatszwecke auf zwei zurückführen, nämlich auf die Ver- 
wirklichung des Rechts und des Wohls. 



1) S. oben S. 491 f. 
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Es ist daher auch eine Iheilweise Vermengung der Stand- 
punlite und Eintheilungsgründe, wenn Bluntschli S. 261 — 265 
das Verhältniss der gesetzgebenden Gewalt zu allen andern so 
bestimmt, dass er nicht blos die beiden Unterarten der voll- 
ziehenden Gewalt, nämlich die richterliche und Regierungs- (d. h. 
Administrativ-) Gewalt als durch sie absolut beherrscht ihr 
gegenüberstellt, sondern auch noch zwei von ihm besonders 
hervorgehobene, die sich nur aus der alsbald zu beleuchtenden 
Eintheilung der öffentlichen Gewallen nach der Verschiedenheit der 
zu verwirklichenden Staatszwecke ergiebt, nämlich die von ihm 
sogenannte Staatscultur und die Wirth Schaft (S. 265); 
denn die Pflege dieser wichtigen Staats- oder vielmehr Volks- 
angelegenheiten wird auch durch die Sanction der für dieselben 
nölhigen Gesetze bewerkstelligt. Die Eintheilung der Gewalten 
in die gesetzgebende und die vollziehende hat aber, wie wir 
gezeigt haben, einen ganz andern Sinn und ist mit der Einthei- 
lung der Gewalten nach der Verschiedenheit der Staatszwecke 
nicht zu vermengen. 

Um noch einmal auf den Umfang der gesetzgebenden Gewalt 
zurückzukommen, können wir nicht mit Stillschweigen übergehen, 
dass es noch eine dritte und zwar tiefere Stufe ihrer Thätigkeit 
giebt ausser den schon genannten: Staatsgrundgesetze und ge- 
wöhnliche Gesetze zu erlassen; wir meinen die: sociale Ver- 
hältnisse durch allgemeine Verordnungen zu reguliren. 
Vor der allgemeinen Verbreitung der Repräsentativverfassungen 
machte man selten einen Unterschied zwischen einer solchen 
Verordnung und einem Gesetze. In Frankreich war einst die 
ordonnance royale Gesetz, so zwar, dass Ludwig XVIII., als er 
den vor seiner Rückkehr auf den legitimen Thron gegebenen 
Gesetzen seine Zustimmung gab, das schon längst geltende 
Civilgeselzbuch Napoleons mit dem Titel einer ordonnance royale 
stempelte. In unserer Zeit ist der specifisohe Unterschied zwischen 
Gesetzen und Verordnungen allgemein anerkannt, aber 
eine genaue Gränzlinie vergebens gesucht worden. Aus dem 
letzten Grunde pflegen z. B. in Württemberg und Baden die 
zwischen zwei Kammersitzungen erlassenen Verordnungen gewöhn- 
lich von einer Commission geprüft zu werden, um festzustellen, 

ZeiUchr. für Staatsw. 1851. 3s ttill. 34 
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ob die Regierung nicht ihre Befugnisse oder ihre Competenz 
durch den Erlass dieser oder jener Forderung übörschritten habe? 

Es lässt sich auch wirklich lieine ganz strenge Gränzlinie 
vermittelst allgemeiner Grundsätze ziehen, sondern nur der Satz 
aufstellen, dass in wie weit der Regierung ohne die Mitwirkung 
der Factoren für die eigentliche Gesetzgebung das Recht, allge- 
meine Normen zu erlassen, zusteht, sie wirklich die gesetzgebende 
Gewalt hat und dass folglich die allgemeinen Verordnungen auch 
Gesetze sind, aber freilich solche, die in Collision mit den Ge- 
setzen im engeren Sinne eben so zurückstehen, wie diese im 
Conflicte mit den Staatsgrundgesetzen. Man könnte nun noch 
weiter heruntersteigen und den Charakter des Gesetzes auch den 
allgemeinen Instructionen der höheren Regierungsbehörden bei- 
legen, allein mit ihnen beginnt doch die Sphäre der vollziehen- 
den Gewalt, weil sie nicht eine wirklich verbindende gesetzliche 
Kraft haben. Es ergiebt sich indessen aus diesen Bemerkungen, 
dass Uebergänge von der gesetzgebenden zur vollziehenden Ge- 
walt statthaben, was in der Natur der Sache gegründet ist. 

Um diese wichtige Eintheilung der Staatsgewalt in die ge- 
setzgebende und vollziehende zu erschöpfen, müssen wir noch 
die Bemerkung machen, dass unter dem Gesetzgeben nicht blos 
das Erlassen von Gesetzen, welche Rechtsregeln oder sonst allgemein 
verbindende Normen aufstellen, zu verstehen ist, sondern jede 
bleibend seyn sollende Anordnung oder Regulirung eines socialen 
Verhältnisses, folglich auch die Normirung des Staatsorganismus 
sowohl im Ganzen, als im Einzelnen, z. B. die Gerichts-, die 
Provincial-, die Communalverfassung eines Landes u. dgl. '). 

Ja selbst die von dieser Gewalt ausgehenden p r i v i 1 e g i a- 
rischen Verfügungen gehören hierher, bilden aber von einer 



1) Sehr richtig sagt daher Bluntschli S. 262: auch bei Begründung 
und Anordnung staatlicher Institationen aleht die Ausbildung des Staatsorga- 
nismus in seinen Gliedern und Verhältnissen der gesetzgebenden Gewalt zu. 
Und wenn sie in den Steuergesetzen allgemeine ökonomische Anordnungen 
trifTt, so sind auch diese Functionen durch die gesammte Staatsordnung ge- 
rechtrertigt , obwohl sie keine eigentlichen Gesetze betrelTen. Wir 
möchten sagen, weil diese obgleich nicht materiell, wohl aber formell Ge> 
setze lind. 
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andern Seite wieder den Uebergang zur vollziehenden Gewalt, 
indem ihnen als Normen für besondere Fälle der im Begriff des 
Gesetzes liegende Charakter der Allgemeinheit abgeht, sie 
haben ihn indessen insofern, als sie eine eben so kröflige Gel- 
tung haben, wie ein Gesetz. 

4) Die Gliederung der öffentlichen Gewalten oder die Schei- 
dung der Functionen der Staatsgewalt nach der Verschiedenheit 
der Staatszwecke ') , welche sie zu verwirklichen bestimmt sind, 
beruht auf einer einfachen Grundlage. Da die höchsten Zwecke 
des Staatsverbandes im Schutze des Rechts und der Sicherung 
und Förderung des Wohls bestehen (s. oben S. 473), so er- 
giebt sich hieraus als oberste Eintheilung der Gewalten von 
diesem Standpunkte aus die in die Justiz- und die Admini- 
strativ- oder Regierungsgewalt, beide Worte nur in ihrem 
Gegensatze zur Justizgewalt aufgefasst. 

Die letzte zerfallt nothwendig in eine Anzahl Unterarten 
nach der Verschiedenheit der speciellen Zwecke und der Gegen- 
stände, wegen welcher die besonderen Administrativgewalten 
geschaffen sind. Die herkömmliche Scheidung derselben zuerst 
in äussere und innere Hoheitsrechte und die Gruppirung 
der letzten in Militär-, Finanz- und Polizeigewalt um- 
fasst alle, indem der letzten (was freilich die Benennung : Poli- 
zeigewalt zunächst nicht klar ausspricht) die gesammte Pflege 
des Staats für das materielle und geistige Wohl der Staats- 
angehörigen anvertraut ist 

Weil diess Letzte der Fall ist, so kann man weitere Unter- 
abtheilungen machen, welche auch factisch in allen gebildeteren 
Staaten in der Form organischer Einrichtungen bestehen, z. B. 
als Ministerien des Handels, des Ackerbaus und der Gewerbe, 
der öffentlichen Bauten, des Unterrichts und des CuUus u. dgl. m. 

Es ist daher nicht richtig, mit Bluntschli (S. 265) der 
richterlichen Gewalt drei coordinirte gegenüberzustellen, nämlich 
die Regierungsgewalt, die, welche die Staatscultur und 
die, welche die Wirthschaft (des Volks) zu pflegen hat; 
denn beide sind nur besondere Functionen der vorher von ihm 



1) Oder wie Hegel «agt, nach dem Grundsatz der Theilung der Arbeit. 

34* 
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erwähnten Regierung^sgewalt. Ebensowenig lässt sich Schütze n- 
b erger 's noch weiter gehende Zersetzung billigen, die freilich 
daraus hervorging, dass er den Begriff des pouvoir exicutif 
oder administralif zu eng fasste , nämlich so , dass er nur dann 
eine adminislrirende oder vollziehende Gewalt annimmt, wenn es 
eine von Behörden auszuübende Gewalt ist, die blos die von der 
gesetzgebenden Gewalt ausgehenden Vorschriften anzuwen- 
den hätte. Verwalten ist aber mehr als dieses und besteht nicht 
nolhwendig darin, dass ein Gesetz oder eine sonstige positive 
Form auf einen bestimmten Fall angewendet wird , sondern ist 
überhaupt ein amtliches Thäligseyn untergeordneter Behörden, 
z. B. selbst der öffentlichen Lehrer oder Techniker. Sie voll- 
ziehen ja nur einen vom Staate ihnen gewordenen Auftrag; ihr 
Beruf hat eine gouvernementale Seite, namentlich die, dass sie 
von der Staatsgewalt bestimmt sind, durch ihre Berufsthätigkeit 
gewisse Staatszwecke verwirklichen zu helfen. 

Es ist aber gegen die Auffassung der von diesem Stand- 
punkte aus sich ergebenden Eintheilung der öffentlichen Gewalten, 
nach welcher sie als Unterarten der vollziehenden Gewalt der 
gesetzgebenden gegenübergestellt werden '), die wichtige Be- 
merkung zu machen, dass dieselbe durchaus unrichtig ist. Denn 
die Staatszwecke, zu deren Verwirklichung sie bestimmt sind, 
können ja nicht durch blosse Acte der vollziehenden Gewall 
realisirt werden, sondern es bedarf auch einer auf ihre Ver- 
wirklichung gerichteten Gesetzgebung, und so ist es fast 
nicht entschuldbar, wie man so classificiren konnte, während man 
doch wusste, dass es eine J u s t i z gesetzgebung ■*) und Justiz- 
verwallung giebt; und ebenso eine Militär-, Finanz- und 
Polizeigesetzgebung, welche die Normen für die Militär-, 
Finanz- und Polizeibehörden enthalten. 

Sehr richtig ist daher wieder ZöpfP) §. 102 verfahren, 



1) Diess geschieht bei den meisten Scbriftitellern, r.B. auch bei Hegel 
%. 287, bes. §. 290 und Ähren» S. 185. 

2) Wir begreifen darunter die Gesetzgebung über das Civil-, das Handels- 
und diis Criminalrecht, sowie die über den Civil- und Criminalprocess. 

3J Auch Sohmitthenner§. 95 fasst diese Eintheilung der Staatsgewalt 
richtig auf, nämlich als die nach den Momenten des Staatszweckes, 
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indem er wohl Zachariä ') folgend, die von den hier genannten 
Gewalten auszuübenden Rechte die materiellen Hoheitsrechte 
nennt, eine Bezeichnung, die er mit folgenden Worten rechtfer- 
tigt: „nimmt man bei der Eintheilung der Rechte der Staatsgewalt 
auf die Gegenstände ([Objecte, Materien) Rücksicht, in Bezug auf 
welche sie thätig wird, so kann und muss man so viele Hoheits- 
rechte unterscheiden, als es Gegenstände, d. h. Verhältnisse im 
Staate und im Volksleben giebt, welche eine politische Bedeutung 
haben können , und hiemit ist der Begriff der Hoheitsrechte *) 
von selbst gegeben." Bei Stahl (§. 57—60 und HO u. f.} 
werden diese Gewallen als Zweige der Verwaltung aufgeführt, 
doch meint er §. 60, Verfassung und Verwaltung seyen nicht 
völlig gesonderte Gebiete, sondern gingen bei den meisten Ver- 
hältnissen ohne bestimmte Gränze in einander über und durch- 
dringen sich u. dgl., Bemerkungen, wodurch der wahre Charakter 
und die richtige Bedeutung der hier besprochenen Eintheilung 
indessen nicht genügend bezeichnet ist. 

5) Nach diesen Erörterungen über die zwei wichtigsten 
Einlheilungen der öffentlichen Gewalten bleibt noch übrig, vom 
gegenseitigen Verhältnisse und der möglichen Organisation der- 
selben zu handeln; doch sind vorher noch einige Berechtigungen 
der Staatsgewalt, die man als eigene Gewalten aufzuführen pflegt, 
in Betrachtung zu ziehen. Wir führen zuerst die sog. Ober- 
aufsichtsgewalt des Staates an. Man hat dieselbe, wie 
Zöpfl §. 106 bemerkt, mitunter aus dem Grunde für noth wendig 
oder doch systematisch gerechtfertigt erklären wollen, weil die 
Kenntnissnahme von den Bedürfnissen und den Ereignissen in 
allen einzelnen Sphären des Staatslebens die Bedingung alles 



und lässt sie zerfallen in die Rechtsgewalt und in die Wohlfahrts- 
gewalt, welche letzte besteht aus der Finanz-, Staatswirthschafts-, 
Wohlfahrtspolizei- und Culturgewalt §. 96—101. 

1) Dieser Schriftsteller nennt S. 120 diese Rechte der Staatsgewalt alle 
zusammen materiale, giebt aber, wie uns scheint, keine glückliche Ein- 
theilung derselben. 

2) Bei der Aufzählung dieser Rechte stellt sich Zöpfl (da er ein Lehr- 
buch des in Deutschland geltenden Staatsrechts schreibt) auf die geschicht- 
liche Basis. 
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positiven Wirkens der Staatsgewalt überhaupt sey. Allein gerade 
diese Beaufsichtigung und Kenntnissnahme der Verhältnisse ist zur 
Ausübung jeder öffenliichen Gewalt nolhig, und kann demnach 
nur als die Folge der irgend einer Staatsbehörde oder dem Sou- 
verän selbst zuständigen Gewalt oder wenn man sie zu einer eige- 
nen Gewalt erheben will, nur als Hülfsgewalt ') aufgefasst wer- 
den. Sie muss als solche nothwendig der höchsten Staatsregierung 
zustehen und wird daher von Ähren s, S. 180, als das zweite we- 
sentliche Recht der Regierung und von Schützenb erger als unter 
die Attribute des povvoir politique gehörend aufgeführt. Sind eigene 
Behörden zur Ausübung dieser Gewalt im Staate vorhanden, so 
sind dieselben nichts anderes, als polizeiliche Behörden, und mit 
Recht sagt unter dieser Voraussetzung, S. 188, Zöpfl: das, 
was man die oberaufsehende Gewalt nennen wollte, ist daher nichts 
anderes, als ein Theil der Polizeihoheit des Staates. Schmitt- 
henner, §. 105., nennt sie eine pofestas svppletoria. Sie muss 
als solche mit jeder öffentlichen Gewalt verbunden seyn. 

Als eigene öffentliche Gewalt wird oft auch die Territorial- 
hoheit, ferner das ihr verwandle, s. g. jus eminens aufgeführt '3. 
Nach aussen hin ist der Begriff der Territorialhoheit ein völker- 
rechtlicher, gehört also dem Staatsrechte als solchem nicht an. 
Als Bestimmung des Verhältnisses zum Territorium bezeichnet der 
Ausdruck zunächst den rechtlich begründeten Besitz des Landes 
durch den Landesherrn, also mehr etwas Factisches, in einem 
engeren Sinn aber das Recht, über das im Privateigenthum ste- 
hende Staatsgebiet so zu verfügen, dass sich die Eigenthümer 
Beschränkungen ihres Eigenthums durch Steuern und sonstige 



1) Man Könnte auch von einer beratlienden, als eigenen Gewalt im 
Staate sprechen, und zwar um so mehr, als es in manchen Staaten eigene 
Behörden für dieselbe giehl, ja in einer Beziehung alle Ministerien solche sind. 

Aber dos Berathen irgend eines vorzunehmenden Regierungsactes ist doch 
eine sowohl beim Regieren , als beim Gesefzgeben und beim Adminisiriren 
nothwendig vorkommende, also gemeinsame Thätigkeit aller öffentlichon Gc- 
vralten, folglich, wenn man sie als eine eigene Gewalt bezeichnen will, wie- 
der nur eine Hülfsge wa It, kann aber allerdings als solche eigene Organe 
haben, welche den mit der Ausübung einer Hauptgewalt Beauftragten das 
Geschält erleichtern sollen. 

2) Zöpfl §. 103., Schmitthenner §. 93. folg. u. §. 106. 
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Lasten, oder die Expropriation gefallen lassen miissen. In soweit 
ist dieses Recht des Staates nichts anderes, als ein Recht gegen- 
über den ünterlhanen und kann aus den verschiedensten Grün- 
den entspringen , z. B. Ausflusss der Finanz - oder der Polizei- 
hoheit, ja ein Nolhrecht seyn u. s. w. Ebenso verhält es sich 
mit dem jus eminens, man mag es als ein eigenes Recht des 
Staates, oder für ein mit der s. g. Territorialhoheit in dem zuletzt 
entwickelten engsten Sinn gleichbedeutendes, oder unter ihr mit- 
begriffenes ansehen. Auf jeden Fall wird der Umfang dieses 
Rechts durch die Verfassung des Staates bestimmt, in wie weit 
es nicht blos als ein Nolhrecht der Staatsgewalt zustehen soll. 

6) Was nun das Verhältniss der von uns beleuchteten, s. g. 
Staatsgewalten zu einander bctriflt, so ist dasselbe zum Theil schon 
aus dem Gesagten zu ersehen. Am einfachsten und unbestrittensten 
ist, dem Princip oder der Natur der Sache nach das der gesetzge- 
benden zur vollziehenden Gewalt. Die gesetzgebende Gewalt 
beherrscht zweifellos alle diejenigen, welche Organe der vollziehen- 
den Gewalt sind. Denn, wie Bluntschli S. 261 sehr richtig be- 
merkt, sie bestimmt die Staats und Rechtsordnung selbst und ist ihr 
höchster, die ganze Nation umfassender Ausdruck; die Gewalten der 
letzten Art dagegen üben ihre Functionen innerhalb der bestehenden 
Rechts -und Staatsordnung in einzelnen concreten Fällen aus. Die 
Gesetzgebung ordnet die Verhältnisse der Gesammtheit. Die übrigen 
(d. h. die Vollzugs-) Gewalten äussern ihre Thätigkeit regelmässig 
nur in einzelnen, nicht die ganze Nation betreffenden Richtungen. 

Ob das gleiche Verhältniss zwischen der gesetzgebenden und 
staatsleitenden, also der von uns mitAhrens so genannten Re- 
gierungsgewalt (Schützenberge r's pouvoir politique) besiehe, 
ist auf den ersten Anblick eine zweifelhafte Frage Denn ein- 
mal ist die Regierungsgewall, die im Staate zuerst und nothwen- 
dig immer thätige; dann fungirt die gesetzgebende Gewall in der 
Regel in Folge von Aufforderungen der Regierung; sie ändert 
auf ihren Vorschlag die Gesetze, die Regierung sanctionirt oder 
publicirt sie, so dass die Regierung der Thal nach die höhere 
zu seyn scheint, die den Staat mehr beherrscht, als die gesetz- 
gebende. Sie ist der ursprüngliche Gesamintwille des Staates oder 
vertritt ihn ; ohne ihre beständige Action würde das Fortbestehen 
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des Staates häufig in Frage gestellt, wesshalb sie auch in Fällen 
der Noth berechtigt ist, z. B. als Dictator über die gesetzlich 
bestehende Ordnung sich hinwegzusetzen, wenn es gilt, den Staat 
oder das gefährdete Staats- oder Volkswohl zu retten. 

So richtig nun diess alles ist, muss man dennoch die Regie- 
rungsgewalt für principiell der gesetzgebenden untergeordnet er- 
klären und in dieser Beziehung '} Bluntschli Recht geben, 
wenn er S. 261 sagt, die gesetzgebende Gewalt sey allen andern, 
als eine sie beherrschende gegenüber zu stellen. Diess Verhält- 
niss ist in der Natur der Sache begründet. Wie wir oben sahen, 
ist die Regierung nichts anderes, als der permanente Wille des 
Staatskörpers, er soll aber keineswegs ein arbiträrer, sondern 
ein ethischer — also nach ihn bindenden ethischen Nor- 
men verfahrender seyn. Diese ethischen Normen sind für die 
Person des Staates eben so doppelter Art, wie für den Einzel- 
nen, theils rein moralische Principien, theils Rechtsgrundsätze; 
sie existiren für den Staat grossentheils nur, wenn sie durch Gesetze 
den Charakter der Rechtsnormen erhallen haben, folglich sind die 
Sanclionen der gesetzgebenden Gewalt, welches immer das O.-gan 
derselben seyn mag, für das pouvoir politique bindend. Es steht 
ihm allerdings als staatsleitender Gewalt das Recht zu, die Ge- 
setze ändern und neue Gesetze einführen zu lassen. Aliein so 
lange, bis ein neues Gesetz seine Gellung erhalten hat, ist die 
Regierung an das alte gebunden. Muss man auch der Regierung 
die Ausübung des Nolhrcchts, unter welcher Benennung dasselbe 
vorkommen mag, zugestehen; so hebt diess das oben bezeich- 
nete Yerhaltniss zwischen ihr und der gesetzgebenden Gewalt 
doch nicht auf; denn auch der Einzelne ist befugt, in Fällen un- 
vermeidlicher Noth seine E.\istenz durch ein sich Hinwegsetzen 
über das Recht der Andern vom Untergang zu retten. Der Nolh- 
stand ist der einer stärkeren Nothwendigkeit, als die der regel- 
mässigen Staatsordnung, also nur ein höheres, wir möchten sagen, 
ein allbeherrschendes Naturgesetz; so dass die Regierung, wenn 

1) .\lso nicht in dem Sinne, dass wir die Justiz-, die Finanz- und 
die Polizeigewalt der gesetzgebenden unterordnen, weil ja diese Gewal- 
ten auch durch Gesetze geübt werden: nur die Justiz-, Finanz- und Po- 
Uzeiverwaltung sind der gesetzgebenden Gewalt unbedingt unterworfen. 
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sie ihm gemäss, was freilich nur in extremsten Fällen seyn soll, 
sich über die gewöhnliche Gesetzgebung hinwegsetzt, einer andern 
stärkeren Gesetzgebung folgt. Die Regierung an und für sich 
betrachtet ist zunächst nur Wille; sie soll vernünftiger Wille, 
Staatsvernunft seyn, muss also in ihrem Wollen durch höhere 
Gründe, demnach vor Allem durch die Achtung der Rechtsnormen, 
und folglich der Gesetze geleilet werden. Auf diese Weise ist 
sie der gesetzgebenden Gewalt untergeordnet und obwohl im 
Staate die erste, doch nicht die höchste Gewalt. 

Dieses Verhältniss tritt auf die eben bezeichnete Weise auch 
in allen Staaten geschichtlich hervor, wo die gesetzgebende Ge- 
walt ihr eigenes Organ hat, sodass selbst dieKönigej welchea 
die Souveränität als Eigenthum zusteht, die gesetzgebende Gewalt 
als die höhere über sich erkennen. 

Anders scheint das Verhältniss gestaltet zu seyn in der ab- 
soluten Monarchie und möglicher Weise auch in der unmittelba- 
ren democratischen Republik: weil hier der Souverän zugleich 
Regierung und Gesetzgeber ist. Bei genauerer Betrach- 
tung ergiebt sich aber, dass das naturgemässe Verhältniss beider, 
obgleich in demselben Wesen vereinten Gewalten ebenso vor-^ 
banden ist, wie iit den Staaten, wo Organe für die Ausübung der 
gesetzgebenden Gewalt bestehen. 

Der Monarch, desgleichen das unmittelbar sich selbst regie- 
rende Volk werden nothwendig, damit der gesellige Verband als 
eine Rechtsordnung und ein organisches Gemeinwesen gelten und 
bestellen könne, zunächst allgemeine Normen aufstellen müssen, 
und wirklich aufstellen und bei der Führung des Regiments sich 
an dieselben zu halten haben, dahiit durch sie jene Ordnung nicht 
aufhöre oder gestört werde, obwohl sie, wie man mit dem römi- 
schen Rechte sagen kann, legibus soluti sind. Diess erkennen 
sogar die gewiss mit absoluter Gewalt regierenden römischen 
Kaiser an: wenn sie in einer berühmten Stelle des justinianeischen 
Codex 1. 4. C. de legibus sagen: Digna vox est majestate reg- 
nantis, legibus alligatum se principem pro fiteri. Adeo 
de auctoritate juris nostra pendet auctoritas. Et re vera majus 
imperio est, submittere legibus principatum. Es ist ferner 
eine Anerkennung dieses Verhältnisses der beiden in der Person 
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eines absoluten Monarchen vereinigten Gewalten, wenn dieser 
selbst besondere Formen denjenigen seiner Willenserklärungen 
vorschreibt und befolgt, welche Gesetze seyn sollen; d. h. 
wenn er als Gesetzgeber etwas beschliesst, also die gesetzgebende 
Gewalt übt, während er in blossen Regierungsbeschlüssen seinen 
Willen in andern Formen kund thut. Und es ist kein erhebli- 
cher Einwand, wenn wir sagen wollten, der absolute Monarch 
sey dem ungeachtet an die Heiligachtung der von ihm erlas- 
senen Gesetze nicht gebunden, denn diess will eigentlich nur 
sagen, ein solcher Monarch könne, als Regent, jeden Augenblick 
die von ihm als Gesetzgeber lestgesetzten Normen ungestraft ver- 
letzen, oder in vorkommenden Fällen, wo sie anzuwenden wären, 
sie nicht anwenden. Sie sind nichts desto weniger bindend und 
es fehlt nur in einem solchen Staate an der nölhigen Garantie 
dafür, dass der Monarch gesetzniässig regiere. Es sind ja selbst 
in den Staaten, wo die Ausübung der gesetzgebenden Gewalt 
eigenen Factoren übertragen ist, leider nur zu viele Fälle vor- 
gekommen, wo der für unverantwortlich und unverletzlich erklärte 
Monarch mit Erfolg sogar die von ihm beschworene Verfassung 
verletzt hat. Weil diesem allem gemäss das Verhältniss der Re- 
gierungsgewalt zu der gesetzgebenden das der Unter- 
ordnung ist, so könnte man geneigt seyn, die Realität jener 
Gewalt als einer eigenen ganz zu läugnen und das Regieren nur 
für eine Function der vollziehenden Gewalt zu halten: so dass 
demgemäss diese in drei Hauptarten zerfiele, in die obengenannte 
Regierungs-, die administrative und die gerichtliche 
Gewalt. Diess war die Ansicht des Verfassers dieses Aufsatzes, 
als er 1839 sein Lehrbuch des Naturrechts schrieb; derselben 
huldigt offenbar auch Bluntschli (S. 261 — 262) und will 
(wie schon bemerkt) desshalb die Benennung: vollziehende 
Gewalt verbannt wissen, weil ihm die Function des Regierens 
als das Wesentliche erscheint. 

Allein da nach der oben gegebenen Ausführung sich der speci- 
fische Unterschied des pouvoir politique oder gouvernemental von dem 
pouvoir legislatif einer, und von dem blossen pouvoir administra- 
tif, sowie vom pouvoir judiciair« anderer Seits nicht in Abrede 
Steilen lässt; so wird man die Regierungsgewalt im eigentlichen 
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Sinne des Worts doch für eine eigene, zugleich der gesetzge- 
benden und den verschiedenen Arten der vollziehenden gegen- 
über stehende erklären müssen. 

7} Es ist nun freilich eine andere Frage, von welchem Um- 
fang diese Regierungsgewalt seyn müsse, seyn könne oder 
solle. Ahrens, S. 179 — 181, vindicirl für sie drei Rechte 
oder Attributiouen als wesentlich nothwendige: das Recht der 
Staatsleitung, das der Sanction der Gesetze und das der 
Oberaufsicht; das erste, weil dieRegierung dem ganzen Staats- 
leben die Richtung und den Impuls zu geben habe, welche nach 
ihrer Auffassung der durch das Recht und die Staatsordnung 
zu befriedigenden Bedürfnisse dem Ganzen den gedeihlichsten 
Fortgang sichere: hiebei müsse ihr das Recht bleiben, ihre, in 
Berücksichtigung aller Verhältnisse gewonnene Ansicht und Ein- 
sicht nöthigenfalls der Volksvertretung entgegenzusetzen, dass 
also kein als Gesetz gellen sollender Beschluss ohne ihre Zustim- 
mung zu Stande komme. Daher verlangt er für die Regierung 
das Recht der Initiative, das Veto und demgemäss die Sanction 
der Gesetze und zwar desshalb, weil ohne dieselben die Regie- 
rung ihrer Würde und Selbstständigkeit beraubt, zu einer un- 
mächtigen Dienerin gemacht werde; das Veto müsse daher ein 
unbeschränktes seyn. 

Als drittes Recht, dessen Zuständigkeit natürlich keinem Zwei- 
fei unterliegen kann, vindicirt Ahrens (S. 180) der Regierung 
das der Oberaufsicht, so dass in diesem, dem der Staats- 
leitung und der Sanction der Gesetze die Totalität der ihr 
nothwendig zustehenden Befugnisse enthalten ist. Ausführlicher 
geht Schützenberger auf die Charakterisirung des pouvoir 
politique ein, indem er eine grosse Anzahl Attribute für dasselbe in 
Anspruch nimmt und jedes derselben in einem eigenen Capilel 
beleuchtet. Er führt nämlich und zwar offenbar im Hinblick auf 
Frankreich folgende Attribute und Rechte dieser staatsleitenden 
Gewalt auf. Nachdem er zuerst dreierlei Hauptrichtungen ihrer 
Thäligkeit, nämlich atlributions internationales, ä IHnti- 
rieur und atlributions legislatives unterschieden, giebt er als 
eigene Rechte an: le droit de dissoudre les corps legislatifs, de 
noramer aux fonctions publique», de staluer sur les conflils d'attri- 
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butions, le droit de statuer sur le conlentieux administratif, d'ac- 
corder ou de refuser des aulorisalions , d'homologuer certains 
ades, le droit de faire des reglements d'administration publique, 
d'exercer le contröle sur toules les branches du Service publi- 
que, le droit de disposer de la force armöe, 'd'exercer la dic- 
tature, d'accorder l'amnistie et d'exercer le droit de gräce, le 
droit de recompenser les Services eminents rendus ä l'^tat, — end- 
lich eine mehr oder weniger ausg-edehnle Polizeigewalt. Dass 
diese Befugnisse ihr zustehen können, ja theilweise müssen, 
versteht sich von selbst: dass aber dieselben alle ihr nothwen- 
dig zu übertragen seyen, dürfte wohl Niemand behaupten. Es 
tet diess keine Rechts -, sondern nur eine Zweckmässigkeilsfrage. 
Eine solche ist z. B. die: ob in der constitutionellen Monarchie 
dem Landesherrn das Begnadigungsrecht zustehen, oder ob es 
von der gesetzgebenden Gewalt oder von einer eigenen Behörde 
der vollziehenden Gewalt ausgeübt werden soll, und wenn gleich 
die meisten Gründe für das erste sprechen, so kann man doch nicht 
wie Hegel Ihut, sagen, das Begnadigungsrecht sey ein nothwen- 
diges oder wesentliches Attribut der Regentengewalt eines Monar- 
chen '). Es ist nicht schwer, einzusehen, dass manche der von 
Schützenberger aufgeführten Berechtigungen, entweder einer- 
seits der gesetzgebenden Gewalt, andererseits der gewöhnlichen 
Staatsverwaltung übertragen seyn könnten, wie sie auch in ver- 
schiedenen Staaten Attribute der einen oder der andern dieser 
Gewalten und nicht der höchsten Staatsregierung sind, oder we- 
nigstens dieser letzten nur unter Mitwirkung jener Gewallen gege- 
ben werden mögen, wie z B. das wichtige Recht der Ernennung der 
Beamten, namentlich der Justizbeamten '^). Man wird daher sagen 
müssen: die Frage über den Umfang der gouvernementalen Ge- 
walt sey eine s. g. question d' Organisation. Ja selbst das von 
Ahrens der Regierung vindicirte Velo und Sanctionsrecht der 
Gesetze ist kein wesentlich nothwendiges Attribut derselben. Man 



1) Hegel §. 282. 

2) In Belgien haben die Provincialstände die Candidaten für die Rich- 
terstellen der Appellationshöfe, die Reichsstände die für den Cassationshot 
mit vorzuschlagen. Wie manche Beamten dagegen ernennen nicht die Mi- 
nister? 
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denke nur an eine Republik, in welcher selten die Stellung einer 
Regierung die ist, dass die Kraft eines Gesetzes von ihrer Zu- 
stimmung abhängt '). Sie wird desshalb doch nicht aufhören, 
Regierung zu seyn, aber nur eine geringere Machtvollkommen- 
heit haben, als z. B. ein constitulioneller König. 

Diess führt zur Beleuchtung des von uns öfter genannten 
pouvoir royal, welches den modernen Publicisten und Politikern 
so viel zu schaffen macht. Der unserer ganzen Aufstellung be- 
herrschenden Grundanschauung gemäss wird man sagen müssen, 
dass die königliche Gewalt und folglich auch das König th um 
verschiedenartig gestaltet seyn könne, wie es denn auch in der 
Geschichte sehr verschiedentlich gestaltet erscheint. Es lässt sich 
ebenso wenig die alttestamentliche Auffassung des Königthums 
als die allein principiell richtige darthun, wie die Auffassung 
neuerer Publicisten, die den Grundsatz aufstellen: Le roi regne, 
mais il ne gouverne pas! Der König ist ebenso wenig nolhwen- 
dig wahrer Souverän und Souverän von Gottes Gnaden, als das 
blose Tüpfchen auf dem i. Es giebt eine Menge Gradationen der 
königlichen Gewall; und desswegen hat sie keineswegs überall 
denselben Charakter. 

Das Königthum hat einen wellgeschichtlichen Entwicklungs- 
gang und wir leben gerade jetzt in einer höchst interessanten 
Uebergangsperiode , so dass es eine wichtige Aufgabe der ver- 
gleichenden Rechtsphilosophie seyn würde, die Evolutionen des 
„pouvoir royal" nachzuweisen und nach allen Seiten hin wissen- 
schaftlich zu beleuchten. 

Ein anderer geschichtlicher Beweis für die Behauptung, dass 
die Gestaltung der Regierungsgewalt eine rein organische und 
daher auch eine geschichtliche Frage ist, liefert uns die Verfas- 
sung der altrömischen Republik, in welcher der Senat offenbar 
die wahre Regierung war und die Consuln die vollziehende Ge- 
walt halten, obwohl eine viel weiter ausgedehnte, als jetzt Staats- 
verwaltungsbeamte zu haben pflegen. 

Um am Schlüsse dieser etwas breit gewordenen Discussion 



1) Z. B. jetzt in der französischen Republilc, Art. 56 — 58 der Con- 
stit. V. 1848. 
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unsere Ansicht über das Verhällniss der Haupigewalten im Staate 
kurz zusammenzufassen, möchten wir sagen: 

Jede Slaatsgenossenschaft will die Wirklichkeit und das ge- 
sicherte Bestehen einer guten Rechts- und Staatsordnung und 
folglich alle die Einrichtungen, ohne welche eine solche unmög- 
lich ist. Sie will, dass der Staat regiert, durch Gesetze ge- 
ordnet und den Gesetzen gemäss verwaltet werde. Zu diesem 
Zwecke bedarf es dreier Hauptgewalten, die zugleich die Organe 
des Willens der Genossenschaft sind. Wie aber diese Organe 
beschaffen, und wer die Träger jeder dieser Gewalten, und wel- 
ches die Attribute einer jeden derselben seyn sollen, ist Sache 
der geschichtlichen Staatsformation, in welcher aber die begriffs- 
mässigen Momente und Gegensätze, wodurch der wesentliche Cha- 
rakter der einzelnen Gewalten bestimmt wird, von entscheidendem 
Eüifluss sind. Wie dieselben zu stellen und zu organisiren seyen, 
ist im Allgemeinen eine Frage der Staatswissenschaft '}, in jedem 
concreten Staate aber eine besondere, den Bedürfnissen und der 
Culturhöhe des Volkes gemäss zu lösende Aufgabe. 

Durch diese letzte Bemerkung ist zugleich auf die practische 
Seite dieser ganzen genannten, bisher mehr als eine literär- histo- 
rische critisch und dialectisch behandeilen Frage hingewiesen. Und 
damit soll unserer Umschau im allgemeinen Staatsrecht ihre Gränze 
gesetzt seyn ^'). 

1) Sie kömmt in den Lehrbüchern dieser Wisgenschaft aU die Lehre der 
Theilung und der Sonderung (also nicht blos als die der Eintheilung) 
der öffentlichen Gewalten, richtiger als die von der Organisation der Staats- 
gewalt, vor, z. B. bei Schmitt henner S. 474 folg. 

1) In unserem ersten Artikel über die gegenwärtige Aufgabe derRechts- 
pliilosophie sind folgende Correcturen zu machen: 

S 222, Z. 15, ist statt dialeotische tu lesen : wissenschaftliche. 

S. 236, Z. 10, ist das Auffinden zu streichen. 

S. 237, Z. 12, ist Ergebnis« statt Verhältniss zu lesen. 



